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Editorial
Junge Menschen wünschen sich mehr ökonomische Bildung 
an Schulen, sagen Studien unterschiedlicher Verbände. Wenn 
das stimmt, ist das gut so, denn die Wirtschaft beeinflusst 
unser Leben in vielerlei Hinsicht. Jeder von uns ist Verbrau-
cher und kann damit (weitgehend) selbst bestimmen, was 
er konsumieren will. Und Verbraucher haben Macht. Aber 
Wirtschaft ist nicht nur Markt, sondern in vielerlei Hinsicht 
auch Politik. Der Staat greift an vielen Stellen und auf oft 
umstrittene Art und Weise in die Wirtschaft ein, sei es bei 
den Steuern, auf dem Arbeitsmarkt, in der Energiepolitik, 
in der Verkehrspolitik oder nicht zuletzt bei so kontrovers 
diskutierten wirtschafts- und sozialpolitischen Maßnahmen 
wie dem Mindestlohngesetz oder dem Freihandelsabkommen 
TTIP zwischen der Europäischen Union und den USA, die 
beide auch in diesem Heft eine Rolle spielen.

Wenn die Studien der oben genannten Verbände nicht stim-
men sollten, sondern eher im Bereich der Einflussnahme von 
Lobbyverbänden anzusiedeln wären, die schon lange for-
dern, dass das Thema Wirtschaft deutlich mehr Raum in den 
bundesdeutschen Lehr- und Bildungsplänen haben sollte, 
dann ist allein diese Tatsache ein schönes Beispiel dafür, 
dass Wirtschaft ganz im Sinne des Beutelsbacher Konsenses 
unterrichtet werden muss – unabhängig, überparteilich, 
kontrovers und immer im Zeichen des Überwältigungsver-
bots. Viele fordern schon allein deshalb, dass Wirtschaft als 
Unterrichtsthema weiterhin im Politikunterricht beheimatet 
bleiben sollte.

Unabhängig davon ist es ein hehres Ziel, junge Menschen zu 
kompetenten Verbrauchern und kritischen Beobachtern des 
Wirtschaftslebens zu erziehen. Weil das Thema Wirtschaft 

in den kommenden Bildungsplänen des Landes Baden-Würt-
temberg eine wichtige Rolle spielen wird, wird »Politik & 
Unterricht« in Zukunft auch verstärkt Wirtschaftsthemen im 
weitesten Sinne aufgreifen. Mit der vorliegenden Ausgabe 
machen wir einen Anfang und thematisieren ganz grund-
sätzlich das Verhältnis von Politik und Wirtschaft sowie die 
immer wieder aufs Neue spannende Frage, wie viel Staat der 
Markt braucht. Mit aktuellen Themen, spielerischen Ansät-
zen und methodischer Vielfalt hoffen wir, den Lehrerinnen 
und Lehrern des Landes damit eine hilfreiche Unterstützung 
ihrer Arbeit zu bieten. 

Lothar Frick
Direktor der LpB

Prof. Dr. Reinhold Weber
Chefredakteur

AUTOREN DIESES HEFTES

Anja Binder, geb. 1986, ist Lehrerin für Gemeinschafts-
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Inga Zengerle, geb. 1983, ist Studienreferendarin für 
Gemeinschaftskunde, Geographie und Biologie am Kepler-
Gymnasium in Tübingen.
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   E INLEITUNG

Die Soziale Marktwirtschaft ist die Wirtschaftsordnung der 
Bundesrepublik Deutschland. Ihre Wurzeln reichen weit 
zurück. Schon kurz nach Ende des Zweiten Weltkriegs veröf-
fentlichte der Kölner Wirtschaftsprofessor und spätere Staats-
sekretär im Bundeswirtschaftsministerium Alfred Müller- 
Armack in seinem Werk »Wirtschaftslenkung und Marktwirt-
schaft« (1946) konkrete Vorschläge zur Ausgestaltung der 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Sein Leitgedanke be-
stand darin, das Prinzip des freien Marktes mit jenem des 
sozialen Ausgleichs zu verbinden. 

Eine Wirtschaftsordnung legt die Regeln einer Volkswirt-
schaft fest. Was so starr klingt, bietet den Akteuren in 
Wirklichkeit einen umfänglichen Gestaltungsspielraum. 
Dementsprechend konnte sich auch in Deutschland über 
viele Jahrzehnte ein dynamisches Modell einer sozialen 
Marktwirtschaft entwickeln, das sich seither ständig zwi-
schen den Extremen der freien Marktwirtschaft und der Zen-
tralverwaltungswirtschaft bewegt.

Sowohl eine Zentralverwaltungswirtschaft als auch eine 
Marktwirtschaft teilen das Ziel aller Wirtschaftsordnungen, 
die Interaktionen von Angebot und Nachfrage zu regeln. 
Während die Zentralverwaltungswirtschaften dabei auf Mittel 
der zentralisierten politischen bzw. elitären Steuerung zu-
rückgreifen, überlassen Marktwirtschaften die Produktion 

Politik und Wirtschaft
Wie viel Staat braucht der Markt?

und Distribution von Gütern und Dienstleistungen der  
Institution des freien Marktes. Diese dezentrale Steuerung 
lässt einzelne Teilnehmer am Wirtschaftsleben (Wirtschafts-
subjekte) – zumindest im Idealfall – selbst entscheiden, 
welche Produkte zu welchem Zeitpunkt und zu welchem Preis 
getauscht werden. 

Der Preis eines Gutes wird in einer Marktwirtschaft zwi-
schen Angebot und Nachfrage ausgehandelt und ist damit 
ein Informationsträger, der die Knappheit von Produkten 
widerspiegelt. Anhand des Preises erkennen diejenigen, die 
am Wirtschaftsleben teilnehmen, welche Produkte lukrativ, 
da knapp sind, und wo Investitionen im Sinne der Kapital-
allokation Gewinn versprechen. In einer Zentralverwaltungs-
wirtschaft spiegelt der Preis hingegen die politische Vorgabe 
wider und dient vielmehr als Steuerungsinstrument über die 
Nachfrageseite.

Zur Produktion von Gütern und Dienstleistungen bedarf es 
innerhalb beider Wirtschaftsordnungen der Produktionsfak-
toren Kapital, Arbeit und Boden. Im planwirtschaftlichen 
Idealfall sind Kapital und Boden Eigentum der zentralen 
staatlichen Hand. Individuen bieten einzig ihre Arbeit an, 
wobei selbst die Ausbildungs- und Berufswahl nicht frei 
geschieht, sondern gesteuert werden kann. Der marktwirt-
schaftliche Idealfall sieht den Privatbesitz aller Produktions-
faktoren vor. Die Frage der Eigentumsrechte markiert daher 
auch eines der hauptsächlichen Unterscheidungskriterien 
dieser Typologie. 

Abb. 1: Zentralverwaltungswirtschaft und freie Marktwirtschaft im Vergleich

Merkmal Zentralverwaltungswirtschaft freie Marktwirtschaft
Organisation der Wirtschaftsform zentrale Planung und Lenkung / 

administrative Wirtschaftsführung
dezentrale Planung / 
marktwirtschaftliche Koordination

dominante Eigentumsform gesellschaftlich / staatlich privat

Produktionsziele von Unternehmen Plansollerfüllung Gewinnmaximierung

Preisbildung staatlich festgesetzt auf dem Markt  
(Angebot und Nachfrage)

Lohnfestsetzung staatlich auf dem Markt /  
Verhandlungen der Tarifpartner

Arbeitsbeziehungen staatlich reguliert auf dem Markt /  
Verhandlungen der Sozialpartner
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Der Staat beschränkt sich in einer Marktwirtschaft auf den 
Schutz des Marktmechanismus vor Wettbewerbsverzerrung 
und Betrug sowie auf die Produktion öffentlicher Güter. Eine 
weitere Funktion des Staates in der Marktwirtschaft ist die 
Gewährleistung der Eigentumsrechte für private Wirtschafts-
subjekte. Ohne den Staat können sie weder als Anbieter noch 
als Investor oder Nachfrager auftreten. Der Staat kann auch 
in einer Marktwirtschaft selbst Güter und Dienstleistungen 
verkaufen und kaufen. Er nimmt dann jedoch die Stelle eines 
Wirtschaftssubjekts ein und ist den privaten Akteuren nicht 
vorrangig gestellt.

In einer Zentralverwaltungswirtschaft geht der Impuls zum 
Tausch und zur Investition vom politischen Planer aus. 
Diesem sind die Wirtschaftsobjekte untergeordnet. Ihre 
Entscheidungen sind daher nicht frei, sondern an die Vor-
gaben – häufig in der Form von Fünf- oder Zehnjahresplä-
nen – gebunden. Als ordnende Institution tritt hier somit 
die Hierarchie anstelle des Marktes. Verstöße gegen diese 
Vorgaben, etwa die Nichterfüllung eines Produktionszieles, 
werden entsprechend sanktioniert. 

Während sich in einer freien Marktwirtschaft der Staat prak-
tisch aus allem heraushält, spielt er in der Sozialen Markt-
wirtschaft eine wichtige Rolle – als aktiver Marktteilnehmer, 
aber eben auch als Regelsetzer und Schiedsrichter. So bewegt 
sich die Soziale Marktwirtschaft als pragmatisches Konzept 
zwischen der freien Marktwirtschaft und der Zentralverwal-
tungswirtschaft. Dementsprechend ist das Spektrum zwi-
schen wirtschaftlicher Freiheit und staatlicher Lenkung re-
lativ breit und kann auch sehr unterschiedlich interpretiert 
werden. Denn die Leitidee der Sozialen Marktwirtschaft – so 
viel Markt wie möglich, so viel Staat wie nötig – legt nicht 
eindeutig fest, wie stark die jeweiligen Positionen von Staat 
und Markt sein sollen, also wie viel Markt möglich und wie 
viel Staat nötig ist. Damit unterliegt das Konzept einer 
großen Dynamik: Die Soziale Marktwirtschaft kann sich mit 
den gesellschaftlichen, ökonomischen oder politischen Ver-
änderungen mitentwickeln. Sie hat dies in den vergangenen 
Jahrzehnten auch mehrfach unter Beweis gestellt.

Die theoretischen Wurzeln
Wichtige Beiträge für die Gestaltung der Sozialen Marktwirt-
schaft lieferte der Ordoliberalismus der »Freiburger Schule«. 
Als »Freiburger Schule« der Nationalökonomie wird eine 
Forschungs- und Lehrgemeinschaft (z. B. Walter Eucken, 

Franz Böhm, Leonhard Miksch u. a.) bezeichnet, die sich 
in den 1930er Jahren an der Universität Freiburg im Breis-
gau zusammenfand und die sogenannte deutsche Ordnungs-
ökonomik entwickelte. Walter Eucken und andere Vertreter 
dieser Denkrichtung vertraten die Position, der freie Markt 
sei allen anderen Steuerungs- und Lenkungsversuchen über-
legen. Eine freie marktwirtschaftliche Ordnung als Garant 
für Wachstum und Beschäftigung entstehe aber nicht – wie 
vom klassischen Liberalismus formuliert – von alleine, so die 
Grundannahme. Ein funktionsfähiger Markt müsse vielmehr 
politisch geschaffen und abgesichert werden, um der Gefahr 
einer weitreichenden Monopolbildung und anderen Formen 
des Markt- bzw. Wettbewerbsversagens zu begegnen. Der 
Ausdruck »Ordoliberalismus« wird aber erst seit den 1950er 
Jahren verwandt (erstmals von Hero Moeller in den Jahrbü-
chern für Nationalökonomie und Statistik 1950).

Mit Blick auf staatliche Interventionen prägen vor allem 
zwei Grundsätze den Ordoliberalismus:
1. Staatliche Politik soll wirtschaftliche Machtgruppen auf-

lösen oder zumindest ihre Funktionen begrenzen.
2. Staatliche Wirtschaftspolitik soll die Ordnungsform ge-

stalten, aber nicht den Wirtschaftsprozess steuern (also 
Beschränkung auf Ordnungspolitik, keine Prozesspoli-
tik). 

Eine besondere Bedeutung kommt im ordoliberalen Ansatz 
einem funktionierenden Preissystem, einer harten (von einer 
unabhängigen Notenbank gestützten) Währung, offenen 
Märkten mit echten Konkurrenzbedingungen, dem Schutz 
des Privateigentums mit entsprechender Vertragsfreiheit 
und -sicherheit bei gleichzeitiger Verhinderung von wettbe-
werbsverzerrender Marktmacht sowie einer konstanten Wirt-
schaftspolitik zu, die Planungssicherheit erlaubt und auf 
Ad-hoc-Maßnahmen verzichtet. Walter Eucken und anderen 
Ordoliberalen zufolge haben wirtschaftliche Probleme und 
Krisen ihre Ursache im Abweichen und Verwässern dieser 
Prinzipien und Politiken. 

Aus jenem ordoliberalen Konzept entwickelte sich nach Ende 
des Zweiten Weltkrieges die wirtschaftspolitische Leitidee 
der Sozialen Marktwirtschaft. Ein wesentlicher Grund für 
die Entstehung dieser Wirtschaftsordnung war die soziale 
und politische Nachkriegssituation in Westdeutschland. 
Zum einen sollte der soziale Frieden in der Gesellschaft 
gewahrt werden, um etwa die sogenannte Schere zwischen 
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Agrarpolitik und Planwirtschaft. 
Zitat aus einer Rede  
Walter Ulbrichts vom  
31. Oktober 1951.
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Arm und Reich, also die Einkommensunterschiede in der 
Bevölkerung, nicht weiter auseinanderdriften zu lassen. Als 
Konsequenz schreibt die Soziale Marktwirtschaft dem Staat 
einen größeren Gestaltungsspielraum im Sinne einer sozial-
staatlichen Umverteilung zu als etwa die liberale Marktwirt-
schaft. Zum anderen sollte der Staat jedoch auch keine zu 
dominante Rolle in der Wirtschaftspolitik einnehmen und 
sich somit klar vom ostdeutschen Konzept mit seinen stark 
planwirtschaftlichen Komponenten unterscheiden. Institu-
tionalisiert wurde dieser Aspekt der Begrenzung staatlicher 
Eingriffe beispielsweise in der Tarifautonomie der Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbände. 

Interessanterweise – und in Abgrenzung zum Ordolibera-
lismus der »Freiburger Schule« – bildet die Soziale Markt-
wirtschaft kein theoretisch eindeutig abgegrenztes Modell. 
Vielmehr stellt sie eine Mischung aus der Idee einer freien 
und gerechten Gesellschaft mit einigen pragmatisch ori-
entierten Grundregeln der Wirtschaftspolitik (Goldschmidt 
2004) dar. Sie kommt dem Idealtyp der freien (oder auch 
liberalen) Marktwirtschaft nahe, gleicht ihm aber nicht. Das 
Konzept der Sozialen Marktwirtschaft umfasst insbesondere 
die Vorstellung einer Marktwirtschaft, in der dem Staat 
eine aktive Rolle bei der Korrektur sozial unerwünschter 
Auswirkungen der Marktwirtschaft zukommt. »Sozial« steht 
für soziale Gerechtigkeit und Sicherheit, »Marktwirtschaft« 
steht für wirtschaftliche Freiheit. Der Staat soll dabei
	 die Rahmenbedingungen für einen funktionsfähigen 

Wettbewerb schaffen (Wettbewerbspolitik);
	 die Einkommens- und Vermögensverteilung im Interesse 

der nicht am Wirtschaftsprozess beteiligten Gruppen kor-
rigieren (Vermögenspolitik);

	 Beschäftigte und finanziell Schwache durch ein soziales 
Netz absichern, etwa durch Arbeitslosenversicherung, 
Kinder- und Erziehungsgeld, Wohngeld oder Sozialhilfe 
(Sozialpolitik);

	 Aufgaben übernehmen, die über den Markt nicht oder nur 
zu sehr eingeschränkten Bedingungen angeboten würden 
(Strukturpolitik und Bildungspolitik);

	 Konjunkturschwankungen dämpfen (Konjunkturpolitik).

Meist betonen die Vertreter des Ordoliberalismus eher die 
Differenzen zur Sozialen Marktwirtschaft, die ihrer Meinung 
nach grundlegende Ordnungsprinzipien verletze, während 
Vertreter der Sozialen Marktwirtschaft zunächst auf die Ge-
meinsamkeiten (Marktwirtschaft) abheben. Vergleicht man 
die Positionen von Eucken und Müller-Armack, so leiten 
die Ordoliberalen alle Problemlösungen direkt aus der Auf-
rechterhaltung der Ordnung ab. Die Vertreter der Sozialen 
Marktwirtschaft hingegen erkennen weiterhin die Notwen-
digkeit staatlicher Intervention – vor allem im Sinne von 
Umverteilung. 

Wettbewerb ist somit eher Mittel und nicht Ziel, und er 
muss gegebenenfalls durch eine soziale Ausgleichskompo-
nente korrigiert werden. Konzeptionell nimmt der Entwurf 
der Sozialen Marktwirtschaft damit eine Art Zwitterstel-
lung zwischen einem freien Spiel der Kräfte und (selektiver) 
staatlicher Intervention ein – eine Ausrichtung, die auch 
politisch begründet war.

Der Entstehungskontext
Die Entwicklung der Sozialen Marktwirtschaft in Deutsch-
land ist zum einen geprägt durch die enge Verbindung von 
Wissenschaft (»Freiburger Schule«) und Politik (z. B. Alfred 
Müller-Armack, Ludwig Erhard), die gemeinsam und sehr 
pragmatisch ein theoretisches Konzept in die Praxis um-
zusetzen wussten. Zum anderen ist die Genese dieser Wirt-
schaftsordnung aber auch sehr stark in einen historischen 
Kontext eingebunden. Hier ist vor allem die Abkehr der 
USA vom Morgenthau-Plan zu nennen. Dieser hatte nämlich 
eine weitgehende Demontage deutscher Industrieproduk-

Ordoliberalismus (Eucken)

	 reine Ordnungspolitik

	qualitative Wirtschaftspolitik

	 streng wissenschaftliches Konzept mit klaren  
theoretischen Grenzen

	Ableitung aller Problemlösungen aus  
der Aufrechterhaltung der Ordnung

	»richtige« Wirtschaftspolitik entzieht der  
Sozialpolitik die Notwendigkeit

	 statisches Konzept

Soziale Marktwirtschaft (Müller-Armack)

	Ordnungs- und Prozesspolitik

	auch quantitative Wirtschaftspolitik

	pragmatischer Ansatz
	weiche Grenzziehung
	Einzelfallentscheidungen

	weiterhin Notwendigkeit der staatlichen Interven-
tion zur Schaffung sozialen Ausgleichs bzw. Korrek-
tur der Marktergebnisse

	getrennte Bereiche Wirtschafts- und Sozialpolitik
	Versuch der Austarierung von »Freiheit« und  

»(sozialer) Sicherheit«

	 ständige Weiterentwicklung
	Anpassung an neue Herausforderungen

Quelle: nach Josef Schmid/Daniel Buhr/Christian Roth/Christian Steffen: Wirtschaftspolitik für Politologen, Paderborn 2006.

Abb. 2: Ordoliberalismus und Soziale Marktwirtschaft im Vergleich
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tion vorgesehen. Stattdessen setzten die USA jedoch auf 
den Marshall-Plan mit seinem Ziel des ökonomischen Wie-
deraufbaus (West-)Europas – eine entscheidende Wende hin 
zur Förderung und Entwicklung einer marktwirtschaftlichen 
Ordnung in Westdeutschland. Mit der deutschen Wieder-
vereinigung setzte sie sich schließlich im Vertrag über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
zwischen der Bundesrepublik und der ehemaligen DDR recht-
lich auch als gemeinsame Wirtschaftsordnung Deutschlands 
durch – ein Prozess, der nicht ohne Anpassungsleistungen 
vonstatten ging.

Die Einführung der Sozialen Marktwirtschaft war nach dem 
Ende des Zweiten Weltkriegs sowohl in den Parteien als 
auch in der Bevölkerung durchaus umstritten. Dies zeigen 
zwei Beispiele aus SPD und CDU. So gelang es der SPD, ge-
meinwirtschaftliche Konzeptionen politisch zu verankern: 
»Am weitesten ging der Artikel 41 der hessischen Landes-
verfassung, der definitiv die Überführung der Schlüssel- 
industrien in Gemeineigentum und eine öffentliche Kontrolle 
über Großbanken und Versicherungen vorsah« (Abelshauser 
2004, S. 104). Und auch die CDU wehrte sich zunächst gegen 
die Marktwirtschaft. So findet sich im ersten (wirtschafts-)
politischen Programm der CDU, dem Ahlener Programm, eine 
tiefgreifende Skepsis gegenüber dem Kapitalismus. 

Warum konnte sich die Soziale Marktwirtschaft dann letzt-
lich doch durchsetzen? Erstens verlangten historische Er-
fahrungen mit dem Nationalsozialismus eine konsequente 
Begrenzung (wirtschaftlicher) Machtkonzentration. Dabei 
wurden politische und wirtschaftliche Freiheit als Bollwerke 
gegen Faschismus und Kollektivismus gesehen. 

Zweitens bekannten sich die Alliierten spätestens 1947 klar 
zu einem schnellen Wiederaufbau bei einer gleichzeitigen 
Skepsis gegenüber gemeinwirtschaftlichen Konzepten. Die 
Präferenz für ordoliberale Konzepte war damit folgerichtig.

Drittens war aus funktionaler Sicht von Bedeutung, dass 
die Einführung einer marktwirtschaftlichen Ordnung mit 
stark beschränkten staatlichen Eingriffsmöglichkeiten sehr 
viel weniger institutionelle, administrative und regulative  
Voraussetzungen benötigte als die Einführung einer zentral 
gelenkten Gemeinwirtschaft. Aufgrund der sich verschär-
fenden wirtschaftlichen Krise nach Kriegsende war schnelles 
Handeln angezeigt, was gegen die zweite Variante und für 
die marktwirtschaftliche Ordnung sprach.

Viertens spielte die Systemkonkurrenz zwischen »Freiheit« 
und »Sozialismus« eine wichtige Rolle. Das westdeutsche 
Wirtschaftsmodell wurde bewusst als Gegenmodell zur Po-
litik in der Sowjetischen Besatzungszone etabliert und in-
szeniert – nicht zuletzt, um eine ökonomisch unterfütterte 
Beweisführung der Überlegenheit des westlichen Modells 
antreten zu können. 

Fünftens schließlich war die Entwicklung eng mit der Person 
Ludwig Erhards verbunden. Er beeinflusste u. a. als erster 
bundesdeutscher Wirtschaftsminister die frühen wirtschafts-
politischen Weichenstellungen in Westdeutschland maßgeb-
lich. Die soziale Dimension bestand nun vorerst weniger in 
einer sozialpolitisch motivierten Umverteilung, sondern in 
der Schaffung notwendiger Voraussetzungen, um die güns-
tigen (globalen) wirtschaftlichen Rahmen- und Exportbe-
dingungen nutzen zu können.

Was sagt das Grundgesetz? 
Das Grundgesetz bleibt hinsichtlich der konkreten Festle-
gung auf eine bestimmte Wirtschaftsordnung eher offen. 
Definiert ist darin ein vergleichsweise weiter Korridor, der 
je nach den Überzeugungen der Exekutive und Legislative 
relativ große Entscheidungsspielräume in der praktischen 
Ausgestaltung lässt. Ausgeschlossen sind lediglich die Ex-
trempositionen der zentralen Planwirtschaft (wegen Art. 2, 
9, 11, 12, 14 GG) und der schrankenlosen Marktwirtschaft 
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Eine Ikone der Sozialen Marktwirt-
schaft und der Wirtschaftswunder- 
republik: Ludwig Erhard, aufgenommen 
1957, mit seinem Bestseller »Wohl-
stand für Alle«.
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(wegen der Sozialstaatsklausel Art. 20, 28 GG). Wegen der 
verbrieften Rechte auf Eigentum, freie Berufswahl usw. 
wäre eine Zentralverwaltungswirtschaft nicht verfassungs-
konform. Gleiches gilt für einen ungezügelten Kapitalismus, 
der dem Postulat nach einem sozialen Bundesstaat und der 
Allgemeinwohlorientierung von Eigentum und Koalitions-
rechten widerspricht. 

Ziele und Zielkonflikte
Dem Staat kommen also in der Sozialen Marktwirtschaft 
wichtige Aufgaben zu, auch wenn sie nicht detailliert im 
Grundgesetz festgeschrieben sind. Doch es finden sich wei-
tere »Leitplanken«, an denen sich die politisch Verantwort-
lichen in Deutschland orientieren können: die wirtschafts-
politischen Ziele 
1. Preisniveaustabilität,
2. angemessenes und stetes Wirtschaftswachstum, 
3. hoher Beschäftigungsstand und 
4. außenwirtschaftliches Gleichgewicht. 

Diese sind im »Gesetz zur Förderung der Stabilität und 
des Wachstums der Wirtschaft« (StabG) vom 8. Juni 1967 
festgelegt. Sie werden auch als »Magisches Viereck« be-
zeichnet. Wie schon das Attribut »magisch« nahelegt, ist 
die Vereinbarkeit der vier gesamtwirtschaftlichen Ziele eine 
eher theoretische Vorstellung. Zwar kann das Verfolgen eines 
Ziels durchaus für das Erreichen eines anderen Ziels wichtig 

sein, etwa bei Wachstum und Beschäftigung. Auf jeden Fall 
stehen sie in einem ständigen Wechselverhältnis und oft 
auch in Konflikt zueinander, denn wirtschaftspolitische Ziele 
können inkompatibel sein. 

Weil die Ziele jedoch gleichzeitig erreicht werden sollen, 
sind sie grundsätzlich gleichrangig – zumindest in der The-
orie. Praktisch zwingt die Unverträglichkeit einzelner ge-
samtwirtschaftlicher Ziele die Wirtschaftspolitik häufig zu 
Kompromissen. Politische Entscheidungsträger stehen also 
vor der Entscheidung, welches Ziel Vorrang bekommen soll 
oder wo Abstriche hingenommen werden müssen. Es handelt 
sich dabei um einen sogenannten »Trade off« zwischen den 
Zielen. Kurzfristig können einzelne Ziele (z. B. die Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit) andere Ziele in den Hintergrund 
drängen und Mittel auf Kosten der anderen Ziele (z. B. Preis-
niveaustabilität) abziehen. Meist wird die Wirtschaftspolitik 
jedoch langfristig auf eine balancierte Mischung aus teilwei-
ser Erfüllung aller Ziele hinwirken.

Wenn das Erreichen eines Zieles das Erreichen eines ande-
ren Zieles nicht behindert (Neutralität) oder sogar fördert 
(Komplementarität), sprechen wir von Zielverträglichkeit. 
Dieser Zustand trifft für das Verhältnis von Wachstum und 
Beschäftigung zu, denn ein höherer volkswirtschaftlicher 
Output führt in der Regel zu einem höheren Einsatz des 
Produktionsfaktors Arbeit. Der Satz »Wachstum schafft Ar-
beitsplätze« basiert auf dieser Erkenntnis und lässt sich im 
Konjunkturverlauf nachweisen. Allerdings muss, zumindest 
in Deutschland, das Wachstum signifikant sein. Die Beschäf-
tigungsschwelle (d. h. ab diesem Zeitpunkt entstehen mehr 
Arbeitsplätze als wegfallen) liegt derzeit bei etwa zwei 
Prozent jährlichem Wirtschaftswachstum.

Auch zwischen Geldwertstabilität und außerwirtschaftlichem 
Gleichgewicht besteht Zielverträglichkeit. Wenn unter sonst 
gleichen Bedingungen (ceteris paribus) der Geldwert sinkt, 
verteuern sich die Exporte, während die Importe billiger 
werden. Dies führt zu Importüberschuss, Devisenabfluss und 
gestörtem außenwirtschaftlichen Gleichgewicht. Steigt der 
Geldwert (zumindest relativ zum Ausland), tritt das Gegen-
teil ein: Die Exporte verbilligen sich und übersteigen die 
Importe. Als Folge fließen der Volkswirtschaft per Saldo 
Devisen zu, und zusätzlich gelangt eigene Währung in den 
Umlauf. Auch dabei handelt es sich um eine Störung des 
außenwirtschaftlichen Gleichgewichts.

Das Stabilitätsgesetz verlangt zur Herstellung eines gesamt-
wirtschaftlichen Gleichgewichts das gleichzeitige Erreichen 
aller vier Ziele. In der Realität ist dies aber bisher kaum 
geschehen. Besonders die Beziehung zwischen Vollbeschäf-
tigung und Preisniveaustabilität gilt seit jeher als kon-
fliktbehaftet und ist Gegenstand wissenschaftlicher (z. B. 
Phillipskurve) und politischer Auseinandersetzungen. 

Das Attribut »magisch« behält also seine Berechtigung, erst 
recht wenn wir noch weitere gesamtwirtschaftliche Ziele 
hinzunehmen, die für das Zusammenleben einer Gesell-
schaft, zumal einer »sozialen« Marktwirtschaft, unabdingbar 

DAS GRUNDGESETZ UND  
DIE WIRTSCHAFTSVERFASSUNG

Artikel 9 (3): 
Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und 
Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist 
für jedermann und für alle Berufe gewährleistet.

Artikel 12 (1): 
Alle Deutschen haben das Recht, Beruf, Arbeitsplatz 
und Ausbildungsstätte frei zu wählen. (…)

Artikel 14 (1): 
Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. 
(...)

Artikel 14 (2): 
Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem 
Wohle der Allgemeinheit dienen.

Artikel 15: 
Grund und Boden, Naturschätze und Produktionsmittel 
können zum Zwecke der Vergesellschaftung durch ein 
Gesetz, das Art und Ausmaß der Entschädigung regelt, 
in Gemeineigentum (...) übertragen werden.

Artikel 20 (1): 
Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer 
und sozialer Bundesstaat.
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erscheinen, z. B. eine gerechte Einkommensverteilung oder 
eine gesunde Umwelt.

Herausforderungen für das »Modell Deutschland«
Das Konzept der Sozialen Marktwirtschaft hat den Aufbau 
der Bundesrepublik Deutschland nachhaltig beeinflusst. Das 
Zusammenspiel von wirtschaftlicher Freiheit und sozialer Ab-
sicherung ist als eines der zentralen wirtschaftspolitischen 
Ordnungsprinzipien fest verankert worden. Der Wirtschafts-
politik kommt seitdem auch und vor allem die Aufgabe 
zu, die Rahmenbedingungen für eine Fortführung der So-
zialen Marktwirtschaft in Zeiten des wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Wandels zu gewährleisten. Die Heraus-
forderungen sind zu Beginn des 21. Jahrhunderts ebenso 
drängend wie vielfältig. Mit den Schlagwörtern Globalisie-
rung, europäische Integration, demografischer Wandel und 

Klimawandel sind vier Entwicklungsprozesse genannt, die 
von besonders tiefgreifender Bedeutung für die Wirtschafts-
politik sind, da sie jeweils alle wirtschaftspolitischen Ziele 
betreffen und vor allem auch durch ihre Gleichzeitigkeit zu 
massiven Zielkonflikten führen können. Einen ersten Über-
blick über die Auswirkungen von Globalisierung, Europäi-
sierung, demografischem Wandel und Energiewende liefert 
Abbildung 3. 

So setzen die oben skizzierten Herausforderungen die Sozi-
ale Marktwirtschaft in Deutschland unter einen permanenten 
Anpassungsdruck. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts war 
Deutschland in den Augen vieler Beobachter ein Krisenfall: 
ausbleibendes Wirtschaftswachstum, mehr als vier Millionen 
Arbeitslose, hohe Defizite in den Sozialversicherungssyste-
men. Der Präsident des Münchner ifo-Instituts Hans-Werner 

Abb. 3: Zentrale Herausforderungen für das »Modell Deutschland« 

Auswirkungen auf den  
Wirtschaftsstandort 
Deutschland

Auswirkungen  
auf den deutschen  
Sozialstaat

Auswirkungen auf die  
Handlungsfähigkeit des  
Nationalstaates

Globalisierung 	erfordert Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit

	Befürchtung eines Race-to-
the-Bottom (Abwärtswett-
lauf)

	 starke Globalisierungsthese: 
reduzierte Handlungsfähig-
keit

	 schwache Globalisierungs-
these: kaum Einfluss oder 
sogar Stärkung

europäische  
Integration

	erfordert Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit

	unterbewertete Währung 
fördert Exporte

	gemeinsame Währung 
schafft gegenseitige fiska-
lische und monetäre Ab-
hängigkeiten und erfordert 
koordiniertes Vorgehen

	 kann den Druck auf den  
Sozialstaat nicht abfangen

	Maastricht-Kriterien  
und Fiskalpakt schränken 
Möglichkeit der Fiskalpolitik 
ein

demografischer  
Wandel

	 schrumpfende Arbeits-
bevölkerung erfordert 
Steigerung der Erwerbs-
tätigenquote, verstärkte 
Zuwanderung sowie  
Produktivitätssteigerungen

	Ausgabensteigerungen und 
sinkende Einnahmen stellen 
die Zukunftsfähigkeit der  
sozialen Sicherungssysteme 
in Frage

	erhöhte Sozialausgaben re-
duzieren finanziellen Hand-
lungsspielraum

Klimawandel /  
Energiewende

	erfordert Anpassungen 
(Strukturwandel) und wirft 
Verteilungsfragen auf

	erhöhte Ausgaben der 
Sozial- und Industriepolitik

	 staatliche Handlungs- 
fähigkeit besteht

	Problemlösung benötigt 
teils internationale  
Kooperation

	 Investitionskosten in  
Infrastruktur 

	Private-Public-Partnerships 
zur Finanzierung beeinflus-
sen die Handlungsfähigkeit

Quelle: Daniel Buhr/Rolf Frankenberger/Steffen Jenner/ Volquart Stoy: Wirtschaft und Politik – eine Einführung, Stuttgart 2014.
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Sinn urteilte im Jahr 2003 pointiert: »Deutschland ist der 
kranke Mann Europas, ist nur noch Schlusslicht beim Wachs-
tum, außerstande, mit seinen Nachbarn mitzuhalten.« Zehn 
Jahre später gilt Deutschland als der Motor Europas. Die 
Wirtschaft wächst – mit Ausnahme des Jahres 2009 – auch in 
Zeiten der europaweiten Krise. Die Anzahl der Personen ohne 
Job liegt seit dem Jahr 2012 um die bzw. phasenweise sogar 
unter drei Millionen. Die erhöhten Beitragszahlungen führen 
zum Teil zu Überschüssen in den Sozialversicherungskassen. 
Augenscheinlich war der Wirtschaftsstandort Deutschland in 
der Lage, den Herausforderungen zu begegnen, auch wenn 
manches Ziel des Magischen Vielecks nach wie vor auf seine 
Erfüllung wartet. So lässt sich angesichts von drei Millionen 
Arbeitslosen dem Wortsinn nach kaum von Vollbeschäfti-
gung sprechen. Diesen erfreulichen Zustand erlebte die So-
ziale Marktwirtschaft lediglich von 1960 bis 1966 und von 
1969 bis 1973. Und auch das Ziel der gerechten Einkom-
mensverteilung ist noch lange nicht erreicht.

Fazit
Trotz allem scheint sich die Soziale Marktwirtschaft seit 
mehr als 60 Jahren erfolgreich zu behaupten. Das mag zum 
einen an der konstant hohen gesellschaftlichen Zustimmung 
liegen, denn trotz Unzufriedenheit mit manchen Ergebnis-
sen dieser Wirtschaftsordnung stellen sich für die meisten 
Bundesbürger keine Alternativen. Zum anderen mag aber 
auch die große Anpassungsfähigkeit der Sozialen Markt-
wirtschaft ein Grund sein. Insgesamt sind gerade in den 
Jahren seit der Wiedervereinigung größere Anpassungen 
vorgenommen worden, um eine neue Passform zwischen 
dem politisch-ökonomischen Modell der Sozialen Marktwirt-
schaft und seiner durch die Globalisierung und neue Tech-
nologien veränderten Umwelt herzustellen. Zu den zentralen 
Anpassungsmaßnahmen gehörten dabei die Lohnzurückhal-
tung, weitreichende Arbeitsmarktreformen (Hartz I bis IV), 
der veränderte Umgang mit älteren Arbeitnehmern und die  
Energiewende. Dabei fällt auf, dass sich eine solche »Good-
ness of Fit« auf verschiedenen Wegen etablieren lässt. Sie 
ist jedoch keinesfalls als ein simples (Flexibilitäts-)Stimulus 
und (Deregulierungs-)Response zu verstehen. Auf diesen 
Befund hat vor allem die vergleichende Kapitalismusfor-
schung hingewiesen (z. B. Hall/Soskice 2001). Vertreter 
dieses Forschungsstrangs argumentieren, dass eben nicht 
nur (deregulierte, flexibilisierte) liberale Marktwirtschaften, 
sondern auch sogenannte koordinierte Marktwirtschaften 
(z. B. Deutschland) in der Lage seien, ökonomisch erfolg-
reich zu operieren. Dafür müssten sie aber auf ihre spezi-
fischen institutionellen Vorteile setzen: geduldiges Kapital, 
starke, kooperative Gewerkschaften und Wirtschaftsver-
bände, (duales) Ausbildungssystem und vieles mehr. Diese 
institutionellen Vorteile finden sich auch im Modell der 
Sozialen Marktwirtschaft, wie die vergangenen 60 Jahre 
eindrucksvoll zu belegen scheinen. 

Zur Konzeption dieses Heftes
Das vorliegende Themenheft bietet Lehrerinnen und Lehrern 
die Möglichkeit, im Unterricht die Merkmale der Wirtschafts-
ordnung in Deutschland exemplarisch zu erarbeiten und zu 
hinterfragen, wo die Grenzen der Sozialen Marktwirtschaft 
liegen. Dabei geht es auch ganz allgemein um das Verhält-
nis von Politik und Wirtschaft sowie um die Frage, wie sich 
Wirtschaftsordnungen unterscheiden lassen.

Das Heft ist in vier Bausteine gegliedert. Die Materialien 
in Baustein A bieten einen ersten Einstieg in die Thema-
tik. Zunächst geht es um den Zusammenhang von Politik 
und Wirtschaft. Beeinflusst die Politik die Wirtschaft oder 
umgekehrt? Die Schülerinnen und Schüler sollen sich dabei 
fragen, welche Aufgaben der Staat in der Wirtschaft über-
nehmen soll und was Unternehmen besser selber regeln 
können. 

In Baustein B werden zwei verschiedene Idealtypen von 
Wirtschaftsordnungen – die freie Marktwirtschaft und die 
Planwirtschaft – unterschieden. Dazu soll in einem ersten 
Schritt überlegt werden, wie eine Wirtschaftsordnung defi-
niert werden kann und welche Funktionen sie hat. In einem 
zweiten Schritt werden die freie Marktwirtschaft und die 
Planwirtschaft charakterisiert und miteinander verglichen. 

Baustein C befasst sich mit den Merkmalen der Sozialen 
Marktwirtschaft. Dabei ist auch die Entstehungsgeschichte 
von Bedeutung, da die Situation nach dem Zweiten Weltkrieg 
die charakteristische Ausgestaltung der Sozialen Marktwirt-
schaft in Deutschland maßgeblich beeinflusst hat. Aktuelle 
Beispiele zum Mindestlohn und zum geplanten Freihandels-
abkommen TTIP (Transatlantic Trade and Investment Part-
nership) zwischen der Europäischen Union und den USA 
runden den Baustein ab. 

Baustein D bietet Materialien für ein Planspiel, in dem die 
Schülerinnen und Schüler die Grenzen der Sozialen Markt-
wirtschaft in einer globalisierten Welt erörtern. Am Beispiel 
der Billigkleiderproduktion in Asien sollen die Lernenden 
exemplarisch Probleme und Lösungsmöglichkeiten erarbei-
ten. Die Materialien in Baustein D können aber auch einzeln 
zur Textarbeit genutzt werden. Hierzu und zum Einsatz als 
Planspiel stehen im Internet unter www.politikundunter-
richt.de/3_15/wirtschaft.htm Arbeitsblätter zum Download 
zur Verfügung. 

Einleitung
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		Baustein A

WIE HÄNGEN POLITIK UND 
WIRTSCHAFT ZUSAMMEN?

Politik und Wirtschaft stehen in einem Abhängigkeitsver-
hältnis zueinander: Das Wirtschaftsgeschehen wird einer-
seits von politischen Entscheidungsprozessen beeinflusst, 
andererseits hat die wirtschaftliche Entwicklung immer auch 
Auswirkungen auf Beschlüsse, die von der Politik gefasst 
werden. Der Staat ist insofern abhängig von der Wirtschaft, 
weil die Höhe der Steuereinnahmen an die wirtschaftliche 
Entwicklung gekoppelt ist. Steuern benötigt der Staat wiede-
rum für Umverteilungen, aber auch, um selbst als wirtschaft-
licher Akteur auftreten zu können. Darüber hinaus haben 
Parteien und Regierungen größere Chancen wiedergewählt 
zu werden, wenn sich die wirtschaftliche Lage eines Landes 
verbessert. Andererseits ist wirtschaftliches Handeln immer 
nur im Rahmen der zugrunde liegenden Gesetze möglich. 
Aus dieser Sicht ist die Wirtschaft abhängig von den Rah-
menbedingungen, die von der Politik für das wirtschaftliche 
Handeln geschaffen werden. Wir können also einerseits vom 
Primat der Politik sprechen, wonach das Wirtschaftsgesche-
hen abhängig von den politischen Entscheidungsprozessen 
ist. Andererseits gibt es die Perspektive, die vom Primat 
der Wirtschaft ausgeht. Demnach unterliegt das politische 
Handeln der wirtschaftlichen Entwicklung eines Landes und 
dem Einfluss der wirtschaftlichen Akteure. 

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Einen motivierenden Einstieg in die Thematik bietet die 
Fotocollage A 1. Die Schülerinnen und Schüler sollen be-
schreiben, was auf den Fotos zu sehen ist, und zu jedem Bild 

eine Überschrift finden. Daran anschließend soll überlegt 
werden, was das jeweilige Foto mit Wirtschaft und Politik 
zu tun hat. Mit der Fotocollage soll an die Lebens- und Er-
fahrungswelt der Schülerinnen und Schüler angeknüpft und 
ein Zugang zum vielschichtigen Thema Wirtschaft ermög-
licht werden. Indem überlegt wird, was das jeweilige Bild 
mit Politik und Wirtschaft zu tun hat, wird auch eine erste 
Systematisierung vorgenommen.

Mit A 2 kann die Systematisierung vertieft werden. Die Schü-
lerinnen und Schüler sollen anhand der Schlagzeilen aus 
verschiedenen Zeitungen den Zusammenhang von Politik 
und Wirtschaft herausarbeiten und dazu eine Mindmap bzw. 
ein Schaubild erstellen. Hier kann exemplarisch erarbeitet 
werden, inwiefern die Politik Regeln und Rahmenbedin-
gungen für wirtschaftliches Handeln schafft und inwieweit 
wirtschaftliche Akteure politisches Handeln beeinflussen.

Mithilfe des Arbeitsblatts A 3 sollen sich die Schülerinnen 
und Schüler anhand konkreter Beispiele fragen, welche Auf-
gaben der Staat in der Wirtschaft übernehmen soll und was 
Unternehmen besser selber regeln können. Hier kann der 
Staat als wirtschaftlicher Akteur thematisiert und die Frage 
nach der sozialen Gerechtigkeit wieder aufgegriffen werden. 
Außerdem kann induktiv erarbeitet werden, was unter »Wirt-
schaftspolitik« zu verstehen ist.

Mit den Karikaturen in A 4 kann das Verhältnis von Politik 
und Wirtschaft sowie von Markt und sozialer Gerechtigkeit 
hinterfragt werden.
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Der Staat setzt Rahmenbedingungen  
für die Wirtschaft – nicht zuletzt mit 
Steuern und Abgaben. 

Baustein A
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		Baustein B

WAS IST EINE WIRTSCHAFTSORDNUNG?

Wirtschaftsordnungen können dahingehend unterschieden 
werden, welches Institutionen- und Regelsystem in einer 
Volkswirtschaft vorherrschend ist. Dabei spielen vor allem 
die Eigentumsordnung, die Planungs- und Lenkungsform, die 
Preis- und Lohnbildungsform sowie die Unternehmensformen 
eine Rolle. Davon ausgehend lassen sich unterschiedliche 
Typen von Wirtschaftsordnungen charakterisieren. Zwei 
Idealtypen, die voneinander abgegrenzt werden können, 
sind die freie Marktwirtschaft und die Planwirtschaft, wie 
sie etwa in der ehemaligen Sowjetunion und in der DDR 
existierte. Heutzutage ist die Planwirtschaft nur noch in 
Nordkorea vorzufinden – ein Land, das sich nicht nur wirt-
schaftlich, sondern auch politisch isoliert. Bei einer Analyse 
der Wirtschaftsordnungen, wie sie in der restlichen Welt 
existieren, lassen sich innerhalb der Marktwirtschaft noch 
weitere Subtypen unterscheiden. 

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

In Baustein B geht es um die Idealtypen Planwirtschaft und 
freie Marktwirtschaft. Welche jeweils spezifischen Merkmale 
sind auszumachen? Was sind die Stärken und Schwächen der 
jeweiligen Wirtschaftsordnung?

Zunächst soll geklärt werden, was unter dem Begriff der 
Wirtschaftsordnung zu verstehen ist. Das Spiel B 1 ver-
deutlicht die Bedeutung einer Wirtschaftsordnung für 
die geordnete Regelung von Tauschgeschäften zwischen  
Anbietern und Verbrauchern in einer Volkswirtschaft. Es 
zeigt zudem die unterschiedlichen Gestaltungsmöglich-
keiten einer Wirtschaftsordnung durch den Gesetzgeber. 

In der ersten Spielrunde fehlen Regeln für einen geordneten 
Tausch. Die Verteilung der Güter wird daher eher mit Pro-
blemen verbunden sein. Das Ergebnis kann beispielsweise 
eine als äußerst ungerecht empfundene Verteilung sein, 
oder es kann eine chaotische Atmosphäre der Ungewissheit 
zwischen den Spielern entstehen. In der zweiten Spielrunde 
kann dann der Gesetzgeber die Interaktionsprozesse regu-
lierend mitgestalten. Dabei wird deutlich, dass der Staat in 
den Tauschprozess unterschiedlich stark eingreifen kann – 

entsprechend einem eher freien marktwirtschaftlichen oder 
planwirtschaftlichen Modell.

Letztlich können die Schülerinnen und Schüler Mechanismen 
benennen, durch die der Tauschprozess erfolgreich geordnet 
werden konnte (z. B. über den Marktmechanismus, durch 
den Erlass bestimmter Gesetze des Staates usw.). Zudem 
kann bereits an dieser Stelle diskutiert werden, inwieweit 
ein staatlicher Eingriff die Verteilung für den Einzelnen und 
für die Gemeinschaft gerechter gemacht hat (z. B. entste-
hen durch die Umverteilung von Gütern neue Ungerechtig-
keiten). 

Daran anschließend formulieren die Schülerinnen und 
Schüler eine Definition und erarbeiten damit die Funktion 
einer Wirtschaftsordnung. Eine Wirtschaftsordnung kann als 
rechtlicher und ordnungspolitischer Rahmen einer Volks-
wirtschaft aufgefasst werden. Sie fördert die Abstimmung 
zwischen Angebot und Nachfrage und regelt Abstimmungen 
zwischen diesen Polen. Dabei kann der Gesetzgeber die 
Wirtschaftsordnung zugunsten bzw. zulasten bestimmter 
Akteure entscheidend verändern. Beispielsweise kann er  
Monopole verhindern und damit das wirtschaftliche Handeln 
der Monopolisten einschränken. Das Spiel bietet sich vor 
allem ab der Klassenstufe 10 an.

Die Karikatur B 2 thematisiert, dass wirtschaftliches Handeln 
immer von Eigeninteresse geleitet ist. Daran anknüpfend 
können mithilfe der Materialien B 3 – B 19 die Merkmale 
der freien Marktwirtschaft in Abgrenzung zu den Merkmalen 
der Planwirtschaft erarbeitet werden. Als Beispiel für eine 
Planwirtschaft dient im vorliegenden Heft die Deutsche De-
mokratische Republik (B 11 – B 17). Spiel: Top im Tausch!

In der Mitte dieses Heftes sind Vorlagen für das 
Spiel abgedruckt. Sie können als Kopiervorlage oder 
zum Ausschneiden benutzt werden. Dieselben Materi-
alien stehen auch als Kopiervorlage zum Download zur 
Verfügung unter www.politikundunterricht.de/3_15/
wirtschaft.htm

Baustein B

Lösungsvorschläge zu B 4 auf S. 22:
Preisbildende Faktoren

1. Starke Konkurrenz: Der Apfelpreis fällt.
2. Geringe Konkurrenz: Der Apfelpreis steigt.
3. Hohe Angebotsvielfalt: Der Apfelpreis fällt.
4. Geringe Angebotsvielfalt: Der Apfelpreis steigt.
5. Starke Nachfrage (bei gleichem Angebot):  

Der Apfelpreis steigt.
6. Geringe Nachfrage (bei gleichem Angebot):  

Der Apfelpreis fällt.
7. Ereignis, das die Aufmerksamkeit lenkt und (hier) 

die Nachfrage reduziert: Der Apfelpreis fällt.
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		Baustein C

WIE SOZIAL IST DIE SOZIALE MARKTWIRTSCHAFT?

Die Soziale Marktwirtschaft ist als sogenannter »Dritter 
Weg« zwischen freier Marktwirtschaft und Planwirtschaft an-
gesiedelt. Sie stellt den Versuch dar, Erfordernisse der Markt-
wirtschaft mit gesellschaftlichen Bedürfnissen zu koppeln. 
Der Gestaltungsspielraum des Staates vergrößert sich um 
die Möglichkeit sozialstaatlicher Umverteilung, wird aber 
zugleich begrenzt, um die Funktionsfähigkeit der Markt-
wirtschaft zu erhalten (z. B. bei der Tarifautonomie). Alfred 
Müller-Armack, ein enger Weggefährte Ludwig Erhards, griff 
die Gedanken des Ordoliberalismus der »Freiburger Schule« 
um Walter Eucken und Wilhelm Röpke auf und arbeitete das 
Konzept einer Sozialen Marktwirtschaft aus: eine Ordnungs-
form nach Regeln der Marktwirtschaft, die durch soziale 
Ergänzungen politisch geschaffen und abgesichert wird und 
damit sozial unerwünschte Auswirkungen der freien Markt-
wirtschaft korrigiert. 

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Die Fotocollage C 1 ermöglicht eine alltagsnahe Annähe-
rung an die Umsetzung der Sozialen Marktwirtschaft in ver-
schiedenen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens, nach 
dem Leitbild »so viel Markt wie möglich, so viel Staat wie 
nötig« (Zitat: Karl Schiller, SPD-Bundeswirtschaftsminister 
1966 – 1972). Anschließend kann auf die Entstehung und auf 
die Grundsätze der Sozialen Marktwirtschaft in Deutschland 
eingegangen werden (C 2). Die Schülerinnen und Schüler 
stellen die Ziele, Merkmale und Aufgaben des Staates in 
Abgrenzung zur freien Marktwirtschaft einander gegenüber 
(C 3). Dabei soll auch deutlich werden, worin das »Soziale« 

der Sozialen Marktwirtschaft besteht und weshalb sie als 
»Dritter Weg« bezeichnet werden kann. C 2 thematisiert 
zudem die relativ offene Verankerung der Wirtschaftsord-
nung im Grundgesetz. Dem Gesetzgeber ist es möglich, wirt-
schaftspolitische Schwerpunkte flexibel zu setzen. Gleich-
zeitig wird damit den Wählerinnen und Wählern eingeräumt, 
Einfluss auf die Ausgestaltung der Wirtschaftsordnung in 
Deutschland zu nehmen. Das neu erlernte Wissen kann auf 
verschiedene Weise zusammengefügt werden, beispielsweise 
durch eine bildhafte Darstellung dieses »Dritten Weges« oder 
durch das Erstellen eines Lexikonbeitrags zum Verhältnis 
von Staat und Wirtschaft in der Sozialen Marktwirtschaft.

Die Materialien C 4 – C 6 beschäftigen sich mit den im Sta-
bilitätsgesetz formulierten wirtschaftspolitischen Zielen 
Deutschlands anhand des sogenannten »Magischen Vier-
ecks«, das im Laufe der Zeit inhaltlich zu einem »Vieleck« 

Lösungsvorschläge für Punkt »H« zu C 5 auf S. 34:
Das Magische Vieleck

Das »Magische Vieleck« könnte beispielsweise um  
folgende Ziele ergänzt werden:
	 zukunftsfähiges soziales Sicherungssystem  

(angesichts des demografischen Wandels)
	 mehr Bildung und Bildungsgerechtigkeit  

(angesichts des Fachkräftemangels)
	 hohe Anzahl an sozialversicherungspflichtigen  

Arbeitsverhältnissen (angesichts immer mehr  
flexibler Beschäftigungsformen)

	 Stärkung der europäischen Integration (z. B. hin-
sichtlich gemeinsamer sozialer Standards)

	 globale Gerechtigkeit (angesichts zunehmender 
Armut in der Welt)

	 ausgeglichene öffentliche Haushalte (im Sinne  
der Gestaltungsfreiräume der nachkommenden  
Generationen)

Baustein C

Lösungsvorschlag zu C 8 auf S. 36:
Mal mehr Markt, mal mehr Staat

Grundsätzlich sind mehrere Lösungen möglich, so-
lange sie begründet werden. Ein Lösungsvorschlag für 
die Zuordnung der Buchstaben A – F zu den Pendel-
positionen von links (»mehr Markt«) nach rechts 
(»mehr Staat«) könnte lauten:
A: Eine solche Wettbewerbspolitik zielt auf Rahmen-
bedingungen, die die wirtschaftliche Tätigkeit auf 
einem freien Markt stärken und möglichst weit öffnen. 
Der Staat hält sich aus dem Wirtschaftsgeschehen aber 
selbst heraus.
C: Hier wird die Stärkung der wirtschaftlichen Freiheit 
und des eigenverantwortlich handelnden Individuums 
betont.
B: Ein solcher Ansatz setzt auf eine Stärkung des 
Marktes durch »behutsame« staatliche Lenkung. So 
kann durch Gesetzesänderungen die Flexibilität von 
Unternehmen (z. B. bei den Arbeits- und Beschäfti-
gungsformen) gefördert und es können etwa durch 
finanzielle Hilfen Unternehmensgründungen am Markt 
unterstützt werden.
F: Das Kindergeld ist ein Beispiel für eine sozialstaat-
liche Zuwendung. Sie schränkt einerseits die individu-
elle Freiheit der Geber (Steuerzahler) ein, erhöht aber 
andererseits die wirtschaftliche Freiheit der Empfän-
ger des Kindergeldes.
E: Hier wird darauf abgezielt, die wirtschaftliche Frei-
heit des Einzelnen durch »Spielregeln« einzuschränken 
(z. B. bei hochriskanten Spekulationsgeschäften am 
Finanzmarkt), um das Gemeinwohl vor den Schwächen 
der freien Marktwirtschaft (präventiv) zu schützen.
D: Der Mindestlohn bedeutet einen direkten staatlichen 
Eingriff in die Lohnbildung, die bislang durch Verhand-
lungen der Tarifpartner (Gewerkschaften und Arbeitge-
ber) erfolgte. Damit legt der Staat als Hauptakteur fest, 
welchen »Wert« eine bestimmte Arbeit hat.
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ausgeweitet und mit immer neuen Inhalten gefüllt wurde. 
Für eine möglichst gleichzeitige Zielerreichung bedarf es in 
der Praxis »magischer Kräfte«. Die Schülerinnen und Schüler 
stellen die wirtschaftspolitischen Ziele in den Kontext von 
Grundwerten und überprüfen die Vereinbarkeit beziehungs-
weise Unvereinbarkeit diverser wirtschaftspolitischer Maß-
nahmen mit diesen Zielen (C 6). So kann etwa kontrovers 
diskutiert werden, ab wann das Wirtschafts- und Beschäfti-
gungswachstum auf Kosten einer lebenswerten Umwelt geht 
(C 7). C 8 verdeutlicht den Spagat wirtschaftspolitischer 
Maßnahmen zwischen wirtschaftlicher Freiheit einerseits 
und staatlichem Eingriff zugunsten des Gemeinwesens an-
dererseits, wobei das Pendel mal stärker auf die eine und 
mal stärker auf die andere Seite ausschlägt. 

Nachdem die Grundlagen erarbeitet wurden, werfen die Ma-
terialien C 9 – C 12 die kontroverse Frage auf, inwiefern die 
Soziale Marktwirtschaft in Deutschland heute ein Erfolgs-
modell darstellt. Hier werden die Schülerinnen und Schüler 
dazu angehalten, das Spannungsverhältnis zwischen der 
Freiheit des Marktes einerseits und der sozialen Verantwor-
tung andererseits anhand aktueller Beispiele zur Einführung 
des Mindestlohns und zum Freihandelsabkommen TTIP zu 
diskutieren: Sind der Mindestlohn und das TTIP-Abkommen 
hinsichtlich der Anforderungen der Sozialen Marktwirtschaft 
angemessen? Wer profitiert davon, beziehungsweise für  
wen ist die Soziale Marktwirtschaft heute eher ein Erfolgs-
modell – und für wen eher weniger? Wie kann eine Anpassung 
an den Wettbewerb auf internationaler Ebene gelingen?

		Baustein D

WIE TEUER IST BILLIGKLEIDUNG?

Wie kann es sein, dass T-Shirts für 99 Cent verkauft werden 
können? Aber auch bei einem Preis von 4,95 Euro für ein 
T-Shirt stellt sich die Frage, auf wessen Kosten so billig 
produziert werden kann. Seit den Brandkatastrophen in meh-
reren Textilfabriken in Bangladesch in den Jahren 2012 und 
2013 hat sich der Blick der Öffentlichkeit auf nicht vorhan-
dene Sicherheitsstandards und missachtete Vorschriften bei 
der Kleiderproduktion in Asien gerichtet. Nachhaltigkeit bei 
der Textilproduktion ist seitdem ein öffentlich diskutiertes 
Thema. Trotzdem haben sich bisher keine sozialen und öko-
logischen Standards bei der Textilproduktion durchsetzen 
können. Wer trägt die Verantwortung dafür, Missstände bei 
der Billigkleiderproduktion zu beheben? Wie viel staatliche 
Regulierung ist bei einem globalisierten Markt möglich und 
notwendig? Wo liegen die Möglichkeiten und Grenzen der 
Sozialen Marktwirtschaft in einer globalisierten Welt? 

Die Materialien in Baustein D können sowohl als einzelne 
Texteinheiten genutzt werden (zu den Arbeitsanregungen 
stehen vorgefertigte Arbeitsblätter und Tabellen zur Verfü-
gung unter www.politikundunterricht.de/3_15/wirtschaft.
htm) als auch als Grundlage eines Planspiels, das im Fol-
genden beschrieben wird. 

Baustein D

Vorschlag: Zeitplan der Tagung des Wissenschaftlichen Beirats (Planspiel)

1. Tag
10:45 – 10:50 Begrüßung durch den Vorsitzenden

10:50 – 11:30  Präsentationen aktueller Fragestellungen zum Thema »Nachhaltige Textilproduktion« 
durch die Tagungsteilnehmer im Plenum mit Diskussion

11:30  Ende des ersten Tags der Tagung

2. Tag
8:00 – 8:05  Begrüßung

8:05 – 8:45  Präsentationen aktueller Fragestellungen zum Thema »Nachhaltige Textilproduktion« 
durch die Tagungsteilnehmer im Plenum mit Diskussion

8:45 – 8:50  Pause

8:50 – 9:35  Weiterführende Diskussion zum Thema »Nachhaltige Textilproduktion«  
in Arbeitsgruppen und Festlegung von Lösungsvorschlägen für Gutachtenentwurf

9:35 Ende des zweiten Tags der Tagung

3. Tag
9:55 – 11:30  Verfassen von Stellungnahmen zu den Handlungsvorschlägen 
   Vorstellung der Stellungnahmen im Plenum

11:30  Ende der Tagung
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Planspiel: Tagung des Wissenschaftlichen  
Beirats zur nachhaltigen Textilproduktion

Bei der Simulation sind die Schülerinnen und Schü-
ler Mitglieder des Wissenschaftlichen Beirats, der 
das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie zu 
Fragen der nachhaltigen Textilproduktion berät. In der 
politischen Realität ist der Wissenschaftliche Beirat 
aus Wissenschaftlern zusammengesetzt, die meist als 
Hochschullehrer in den Wirtschafts- oder Rechtswis-
senschaften in Deutschland tätig sind. Ein Überblick 
über den Beirat und seine Satzung findet sich unter 
www.bmwi.de/DE/Ministerium/beiraete.html bzw. 
www.bmwi.de/DE/Ministerium/beiraete,did=10130.
html. 

Als Ergebnis der Tagung wird ein Gutachten erstellt, 
in dem Empfehlungen für das Wirtschaftsministerium 
formuliert werden. Um im Rahmen des Planspiels dem 
Ministerium konkrete Handlungsmöglichkeiten zu 
unterbreiten, diskutieren und bewerten die Schüle-
rinnen und Schüler Vorschläge in Kleingruppen und 
im Plenum. 

Das Thema der Tagung ist die Auseinandersetzung mit 
der Frage »Wie teuer ist Billigkleidung?« Die Schüle-
rinnen und Schüler sollen zum einen erkennen, auf 
wessen Kosten die Billigkleiderproduktion geht, zum 
anderen sollen sie Handlungsvorschläge erarbeiten, 
die von der Politik umgesetzt werden können, und 
diese im Anschluss bewerten. Die Schülerinnen und 
Schüler entscheiden, was es sich die Politik kosten 
lassen sollte, Missstände bei der Textilproduktion zu 
beheben. Darüber hinaus wird das eigene Handeln 
als Verbraucher kritisch hinterfragt, weil es schließ-
lich oft junge Menschen mit einem geringeren Budget 
sind, die keine teure Kleidung kaufen wollen oder 
können.

Vorgefertigte Arbeitsblätter zum Planspiel stehen 
unter www.politikundunterricht.de/3_15/wirtschaft.
htm zur Verfügung. Dort findet sich auch ein Frage-
bogen zur Reflexion des Planspiels.

UNTERRICHTSPRAKTISCHE HINWEISE

Für das Planspiel findet in einem ersten Schritt die inhalt-
liche Vorbereitung auf die Tagung des Wissenschaftlichen 
Beirats in Kleingruppen statt (auch hierzu können die vor-
gefertigten Arbeitsblätter benutzt werden). Dazu dienen die 
Materialien D 1 – D 9. Die Schülerinnen und Schüler sollen 
dabei arbeitsteilig 
	 den Weg beschreiben, den ein T-Shirt von der Rohstoff-

gewinnung bis hin zum Verkauf in einer deutschen Fili-
ale zurücklegt, sowie soziale und ökologische Probleme 
nennen, die es bei der Billigkleiderproduktion in Asien 
gibt (D 1 und D 2) (Arbeitsgruppe 1 bereitet damit 
zwei Fragestellungen für die Tagung vor und präsentiert 
diese),

	 beschreiben, welche politischen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Aspekte dafür verantwortlich sind, dass 
die Billigproduktion von Textilien in Asien »gut« funkti-
oniert (D 1 und D 3) (Arbeitsgruppe 2),

	 Akteure nennen, die es bei der Billigkleiderproduktion 
gibt, und deren Interessen beschreiben (D 1 und D 4) 
(Arbeitsgruppe 3),

	 erarbeiten und bewerten, welche Möglichkeiten Verbrau-
cher haben, nachhaltiger zu konsumieren (D 5 und D 6) 
(Arbeitsgruppe 4),

	 verschiedene Handlungsvorschläge nennen, die von Po-
litik und Industrie umgesetzt werden können, um Miss-
stände in Billiglohnländern bei der Textilproduktion zu 
beheben, und beschreiben, welche Konsequenzen diese 
Vorschläge für die Akteure hätten (D 7 – D 9) (Arbeits-
gruppe 5). 

Im Anschluss daran wird die Tagung durchgespielt. Jede  
Kleingruppe präsentiert ihre Arbeitsergebnisse, die im Plenum 
diskutiert werden. Damit die zentralen Diskussionsergebnisse 
im Anschluss reflektiert werden können, bietet es sich an, den 
Schülerinnen und Schülern ein Protokollraster auszuteilen 
(Material im Internet: »Protokoll für Präsentationen«. Hin-
weis: Arbeitsgruppe 1 bearbeitet zwei Präsentationen). Zum 
Ende der Tagung soll in den ursprünglichen Arbeitsgruppen 
über mögliche Handlungsvorschläge für das Bundesministe-
rium diskutiert und abgestimmt werden. Dazu kann jeder Ar-
beitsgruppe eine Vorlage für einen Gruppenbeschluss ausge-
händigt werden (Material im Internet: »Gruppenbeschlüsse 
der Arbeitsgruppen«). Jede Kleingruppe formuliert dann zu 
den jeweiligen Maßnahmen eine Stellungnahme, die das 
Bundesministerium umsetzen soll, um Missstände bei der 
Billigkleiderproduktion zu beheben (Material im Internet: 
»Stellungnahme der Arbeitsgruppen«). Alle Vorlagen stehen 
unter www.politikundunterricht.de/3_15/wirtschaft.htm 
zur Verfügung. Am Ende des Planspiels bietet sich eine  
Reflexionsphase an. Ein Fragebogen hierfür steht ebenfalls 
im Internet zur Verfügung (Material im Internet: »Frage-
bogen zur Reflexion des Planspiels«).

Baustein D
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A • Wie hängen Politik und Wirtschaft zusammen?

A • Wie hängen Politik und  
Wirtschaft zusammen?
Materialien A 1 – A 4

A 1 Fotocollage: Politik und Wirtschaft

pi
ct

ur
e 

al
lia

nc
e/

dp
a

pi
ct

ur
e 

al
lia

nc
e/

Ph
ot

os
ho

t

pi
ct

ur
e 

al
lia

nc
e/

bl
ic

kw
in

ke
l/

M
cP

HO
TO

pi
ct

ur
e 

al
lia

nc
e/

ZB

pi
ct

ur
e 

al
lia

nc
e/

ZB

pi
ct

ur
e 

al
lia

nc
e/

dp
a

	Bildet Gruppen und arbeitet anhand von vier Fotos 
heraus, was »soziale Gerechtigkeit« bedeuten kann. Welche 
Rolle spielt der Staat dabei? Vergleicht eure Ergebnisse in 
der Klasse.

	Beschreibe, was auf den einzelnen Fotos zu sehen ist, 
und formuliere für jedes Foto eine Überschrift.
	Vervollständige zu jedem Foto den Satz: »Dieses Foto 
hat mit Wirtschaft und Politik zu tun, weil …«
	Stelle Verbindungen zwischen einzelnen Fotos her und 
begründe die Zusammenhänge.

 Arbeitsanregungen zu A 1

Politik & Unterricht • 3-2015



17

A • Wie hängen Politik und Wirtschaft zusammen?

A 2 Schlagzeilen: Politik und Wirtschaft

Öko-Bauern brauchen keine Subventionen
Landwirte erhalten hunderte Milliarden Euro von  
der EU.
DIE ZEIT vom 25.1.2013

Verleger warnen vor Mindestlohn für  
Zeitungszusteller
Die deutschen Verleger haben vor der Einführung des 
Mindestlohns für Zeitungsboten gewarnt.
Focus vom 29.9.2014

Streit um US-Fahrdienst Uber:  
Die Politik hält Gesetze für ausreichend
Während das Taxigewerbe gegen das Geschäftsgeba-
ren des amerikanischen Fahrdienstes Uber Sturm läuft 
und das Unternehmen vor Gericht bringen will, sieht 
die Regierung keinen Handlungsbedarf.
Der Tagesspiegel vom 24.9.2014

»Es kann kein Ende der Bankenregulierung 
geben«
Finanzminister Schäuble ist gegen eine Regulierungs-
pause für Banken. Im Handelsblatt-Interview spricht 
er über die Finanztransaktionssteuer.
Handelsblatt vom 4.12.2013

Konjunkturpolitik: Obama will mehr Geld  
in die Mittelschicht investieren
Die Kluft zwischen Arm und Reich findet der ameri-
kanische Präsident zu hoch. Mehr staatliche Investi-
tionen sollen helfen und die schwache Konjunktur 
anschieben.
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 25.7.2013 

Wie ein Lobby-Verband die Politik beeinflusst
Gut 18,5 Millionen Mitglieder und beste Kontakte zu 
hochrangigen Regierungsmitgliedern: Die Macht des 
ADAC ist so groß, dass er es sich zuweilen sogar 
erlaubt, gegen die Interessen seiner Mitglieder zu han-
deln.
Süddeutsche Zeitung vom 20.1.2014

Unverhohlene Drohung der  
Rüstungsindustrie
Die deutsche Rüstungsindustrie droht jetzt unverhoh-
len mit einer Abwanderung ins Ausland, wenn sich 
in Deutschland die Exportbedingungen nicht wieder 
verbessern. 
Die Welt vom 20.9.2014

EZB senkt Leitzins fast auf null
Die Europäische Zentralbank setzt den Leitzins auf 
ein historisches Tief von 0,05 Prozent fest. Zudem ist 
der Aufkauf von Unternehmenskrediten beschlossen 
worden. 
DIE ZEIT vom 4.9.2014

Französische Regierung zieht  
Unternehmenssteuer zurück 
Nach Protesten von Unternehmerverbänden macht 
Frankreichs sozialistische Regierung einen Rückzie-
her bei der eigentlich bereits beschlossenen Unter-
nehmenssteuer.
Süddeutsche Zeitung vom 7.10.2013

Das süße Gift der Subvention
Eigenheimzulage, Kohleförderung, Nachtzuschläge: 
Die Politik päppelt Volk und Lobbygruppen mit  
150 Milliarden Euro jährlich. Motto: Verteile und 
herrsche. Dabei wären ohne Zuwendungen alle besser 
dran. Sie zu streichen findet jeder gut – aber nur, wenn 
es ihn nicht trifft.
Stern vom 30.9.2013

	Erstellt eine Mindmap oder ein Schaubild zum Verhältnis 
von Politik und Wirtschaft.

	Erstellt in Gruppenarbeit kurze Präsentationen zu den 
einzelnen Schlagzeilen. Stellt diese der Klasse vor.
	Analysiert die Schlagzeilen unter der Fragestellung »Wie 
hängen Politik und Wirtschaft zusammen?«.

 Arbeitsanregungen zu A 2
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A • Wie hängen Politik und Wirtschaft zusammen?

A 3 Welche Aufgaben hat der Staat – welche Aufgaben haben Unternehmen?

BegründungStaat Unter- 
nehmen

Studierende unterstützen 

Krankenhäuser bauen

Versorgung mit Lebensmitteln sicherstellen  
(z. B. Supermärkte bauen)

Monopole verhindern

Bürger unterstützen, ihr Vermögen zu vermehren

Müllabfuhr organisieren

ÖPNV verwalten

Umwelt schützen

notleidenden Unternehmen helfen

Forschung betreiben

Schulen finanzieren

Bibliotheken einrichten

Strom- und Energieversorgung garantieren

Krankenversicherungen anbieten

Schwimmbäder eröffnen

Kinos eröffnen

für Wirtschaftswachstum sorgen

http://LearningApps.org/display?v=pd4n969kc01

	 Formuliere eine allgemeine Regel: Was soll der Staat 
regeln, was sollen Unternehmen regeln?
	Vervollständige folgenden Satz: »Wirtschaftspolitik be-
deutet …«.

	 Für welche Aufgaben soll der Staat zuständig sein? 
Welche Aufgaben können private Unternehmen besser 
regeln? Kreuze an und formuliere eine kurze Begründung.
	Ergänze die Tabelle um ein eigenes Beispiel.

 Arbeitsanregungen zu A 3
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A • Wie hängen Politik und Wirtschaft zusammen?

A 4 Wirtschaft und Politik in der Karikatur
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	 Lässt sich aus der Karikatur eine bestimmte Einstellung 
oder Meinung des Zeichners herauslesen?
	Wie beurteilst du persönlich die Karikatur? Formuliere 
eine Frage, die sich für dich aus der Karikatur ergibt.

	Beschreibe eine der beiden Karikaturen. Formuliere ei- 
nen Satz dazu.
	Nenne die Mittel (Figuren, Objekte, Symbole), mit denen 
der Karikaturist das Thema darstellt.

 Arbeitsanregungen zu A 4
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?
Materialien B 1 – B 19

B 1 Spiel: Top im Tausch! 

Tauschgeschäfte zwischen Anbietern und Verbrauchern 
sind ein zentrales Element in jeder Volkswirtschaft. Das fol-
gende Spiel verdeutlicht auf stark vereinfachte Weise die in 
der Realität komplexen Rahmenbedingungen und Mecha-
nismen dieser Prozesse. Die Anbieter bieten im Spiel fünf 
verschiedene Produkte (Getreideprodukte, Smartphones, 
Strom [in kWh], Obst/Gemüse, Wasser) an, die jeweils eine 
unterschiedliche Anzahl an »Lebensstandardpunkten« ein-
bringen und die unterschiedlich knapp vorhanden sind. 
Der Preis der Produkte wird daher auch während des Spiels 
variieren und erst aus dem Spielverlauf heraus bestimmt 
werden.

Ziel des Spiels ist, dass jede Spielerin und jeder Spieler 
am Ende mindestens drei verschiedene Produkte besitzt 
und darüber hinaus möglichst viele Lebensstandardpunkte  
(Extrapunkte) gesammelt hat.

Material: Rollenkarten (drei Anbieter, drei Verbraucher, 
zwei Beobachter/Gesetzgeber), Produktkarten der Anbie-
ter, Geldeinheitenkarten der Verbraucher sowie eine Über-
sichtskarte pro Spieler (entweder zum Ausschneiden in der 
Heftmitte oder zum Download unter www.politikundunter-
richt.de/3_15/wirtschaft.htm).

Zur Durchführung des Spiels finden sich die Schülerinnen 
und Schüler in Siebener- oder Achtergruppen zusammen. 

Zunächst werden die Rollen der drei Anbieter, der drei Ver-
braucher und der ein bis zwei staatlichen Akteure zugeteilt 
(siehe Rollenkarten). Letztere beschränken sich in Runde 1 
auf die Rolle als neutrale Beobachter des Interaktionspro-
zesses zwischen Anbietern und Verbrauchern. Die Schüle-
rinnen und Schüler machen sich dann mit ihren Rollen ver-
traut und statten sich mit entsprechenden Stückzahlen an 
Produkten beziehungsweise an Geldeinheiten (GE) aus.

Runde 1
Der jüngste Verbraucher kauft als erster ein Produkt und 
tritt hierzu mit einem Anbieter in Kontakt. Dann kaufen 
reihum abwechselnd Verbraucher und Anbieter ihre benö-
tigten Produkte und sammeln Extrapunkte. Die Ware darf 
auch ohne Geld getauscht werden, wenn sich beide Seiten 
darauf einigen. Für einen Anbieter gilt: Von den am Ende 
benötigten drei verschiedenen Produkten darf nur eines 
selbst angeboten werden. Kauft ein Anbieter ein Produkt 
(für den Eigenbedarf), so kann er dieses nicht verkaufen. 
Anbieter erhalten erst im Tauschprozess die benötigten 
Geldeinheiten, die ebenfalls einen Extrapunkt einbringen. 
So ergibt sich eine prinzipielle Tauschbereitschaft von 
beiden Seiten. Für jeden Spielzug gilt, dass man ein Pro-
dukt kaufen kann, aber nicht zwingend muss; man darf 
auch »aussetzen«. Gemeinsame Absprachen untereinander 
sind möglich, aber nicht vorgeschrieben. Es wird so lange 
getauscht, bis kein Spieler mehr Produkte kaufen möchte 
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

beziehungsweise kaufen kann (ggf. beendet die Lehrkraft 
Runde 1). Die Beobachter überlegen sich, ob und welche 
externen Regelungen es für die Interaktionsprozesse in der 
zweiten Spielrunde geben soll.

Anbieter und Verbraucher halten im Anschluss an Runde 1 
jeweils schriftlich fest, inwiefern sie ihr Ziel erreicht haben 
und mit welchen Problemen sie sich in ihrer Rolle kon-
frontiert sahen. Die Beobachter ziehen sich zeitgleich zur 
Besprechung über die weitere Vorgehensweise als Gesetz-
geber zurück. Vor Beginn von Runde 2 haben sie die Mög-
lichkeit, eine Änderung der Spielregeln oder neue Regeln 
zu verkünden.

Runde 2 
Die Rollen werden beibehalten und die Anfangssituation 
bezüglich der Verteilung von Produkten und Geldeinheiten 
wird erneut hergestellt (außer der Gesetzgeber hat dies-
bezüglich eine Änderung vorgenommen). Die Durchfüh-
rung erfolgt wie in Runde 1. Im Unterschied dazu muss 

der Tauschprozess zwischen Anbietern und Verbrauchern 
zusätzlich nach den Regeln des Gesetzgebers ablaufen, 
der diesen nun mitgestaltet. Der Gesetzgeber beobach-
tet dabei, inwiefern dies zu einer Veränderung im Spiel 
führt. 

Aufgaben im Anschluss an Runde 2
•	 Benennt,	inwiefern	das	Ziel	des	Spiels	von	den	einzelnen	

Spielerinnen und Spielern erreicht wurde. Wer hat sich 
mit welchen (neuen) Problemen konfrontiert gesehen?

•	 Nennt	die	Mechanismen,	die	den	Tauschprozess	erfolg-
reich geordnet haben.

•	 Diskutiert,	inwieweit	das	Eingreifen	des	Staates	die	Ver-
teilung für den Einzelnen und für die Gemeinschaft ge-
rechter und/oder einfacher gemacht hat.

•	 Formuliert	in	der	Gruppe	eine	Definition	für	eine	»Wirt-
schaftsordnung«. Haltet in Stichworten fest, welche 
Funktion sie hat.

B 2 Nächstenliebe

	 Formuliere eine Überschrift für die Karikatur und zwei 
Fragen, die sich dir zu der Karikatur stellen.

	Beschreibe und interpretiere die Karikatur. Wird aus der 
Zeichnung eine bestimmte Haltung des Zeichners deut-
lich? 

 Arbeitsanregungen zu B 2
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B 3 Auf dem Markt trifft man sich
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Auf	einem	Markt	treffen	Angebot	und	Nachfrage	aufeinan-
der. Märkte sind ein wichtiges Merkmal der Marktwirtschaft, 

B 4 Preisbildende Faktoren

Die Händler entscheiden selbst, wie hoch sie den Preis 
ansetzen und ob sie zum Beispiel lieber Äpfel oder Birnen 
anbieten. Tragt in die Tabelle anhand der Wochenmarktbei-

spiele die dabei entscheidende »Kraft« für die Preisbildung 
(= preisbildender Faktor) ein. Kreuzt an, ob dieser eine 
preissenkende oder eine preissteigernde Wirkung hat.

in der wirtschaftliches Handeln dezentral über den freien 
Wettbewerb koordiniert wird.

Lösungen auf Seite 10

Digitale Mindmaps unter http://LearningApps.org/display?v=p8zgcxcn301

Beispiel auf dem Wochenmarkt Preisbildender Faktor Apfelpreis  
fällt

Apfelpreis   
steigt

1. Heute gibt es besonders viele Händler,  
die Äpfel anbieten. 

starke Konkurrenz

2.	Nur	wenige	Händler	bieten	 
Äpfel an.

3.	Neben	Äpfeln	werden	heute	auch	viele	 
andere Obstsorten angeboten.

4. Es ist Winter und die Auswahl und Menge  
an Obstsorten sind eher knapp.

5. In der Stadt findet ein Fest statt. Besonders  
viele Käufer sind auf dem Markt.

6. Bei Regen kann der Markt heute nur  
wenige Käufer anlocken.

7. Eine aktuelle Studie prangert die hohe Pestizid- 
belastung von Äpfeln an und ist in aller Munde.

7
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B 5 Adam Smith: Der Wohlstand der Nationen (1776)

Nicht	 vom	 Wohl-
wollen des Metz-
gers, Brauers und 
Bäckers erwarten 
wir das, was wir 
zum Essen brau-
chen, sondern 
davon, dass sie 
ihre eigenen Inte-
ressen wahrneh-
men. Wir wenden 
uns nicht an ihre 
Menschen-, son-
dern an ihre Ei-

sein, es zur Hilfe für solche Erwerbe anzulegen, deren Ertrag 
voraussichtlich den höchsten Wert haben wird, oder für den 
er das meiste Geld oder die meisten anderen Waren bekom-
men	kann.	Nun	ist	aber	das	Volkseinkommen	eines	Landes	
immer genau so groß wie der Tauschwert des gesamten 
Jahresertrags oder, besser, es ist genau dasselbe, nur anders 
ausgedrückt. (…) Dann bemüht sich auch jeder Einzelne 
ganz zwangsläufig, dass das Volkseinkommen im Jahr so 
groß wie möglich werden wird. Tatsächlich fördert er in der 
Regel nicht bewusst das Allgemeinwohl, noch weiß er, wie 
hoch der eigene Beitrag ist. (…) [Der Bürger] wird (…) von 
einer unsichtbaren Hand geleitet, um einen Zweck zu för-
dern, den zu erfüllen er in keiner Weise beabsichtigt hat.

Adam Smith. Der Wohlstand der Nationen (aus dem Eng-
lischen von Horst Claus Recktenwald), München 2003, S. 16 f. 
und S. 370 f.
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B 6 The Invisible Hand

genliebe, und wir erwähnen nicht die eigenen Bedürfnisse, 
sondern sprechen von ihrem Vorteil. (…) Da aber jeder 
Mensch Kapital zur Unterstützung seines Erwerbsstrebens 
nur mit Aussicht auf Gewinn einsetzt, wird er stets bestrebt 
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 Arbeitsanregungen zu B 3 – B 6

	Erläutere die »unsichtbare Hand« von Adam Smith am 
Beispiel eines Wochenmarktes (B 5). 
	Diskutiert in Kleingruppen: Was hat die Karikatur B 2 mit 
den Annahmen von Adam Smith zu tun?
	Schreibe einen Kommentar zu dem Prinzip der »unsicht-
baren Hand«: »Wenn jeder an sich selbst denkt, ist an alle 
gedacht.« Beziehe dabei auch B 6 mit ein.

	Besuche (gedanklich oder mit deiner Klasse) einen Wo-
chenmarkt. Trage in die Sprechblasen in B 3 ein, was die 
drei Beteiligten auf dem Markt hinsichtlich des Angebots 
und Preises der Waren sagen oder denken.
	 Formuliere anhand deiner Beobachtungen bzw. Überle-
gungen drei Funktionen eines Marktes. Beziehe dabei die 
Begriffe	»Angebot	und	Nachfrage«,	»Preis«	sowie	»Waren	
und Dienstleistungen« mit ein.

Politik & Unterricht • 3-2015
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B 7 Der Freiheitsbegriff

Auszug aus einem DDR-Lexikon

»Freiheit ist abhängig von dem durch die jeweiligen Pro-
duktionsverhältnisse bestimmten System der politischen 
Organisation der Gesellschaft. (…) Die bürgerliche Frei-
heit ist vor allem die Freiheit für die Bourgeoisie, der 
besitzenden und herrschenden Klasse, die Arbeiterklasse 
und andere Werktätige auszubeuten, zu beherrschen und 
ihre eigenen Bedürfnisse und Interessen zu befriedigen. 
Die organisierte Arbeiterklasse kämpft ständig darum, 
bestimmte Freiheiten im Rahmen der bürgerlichen Demo-
kratie zu erzwingen bzw. zu erhalten. (…) 

Erst der Übergang zum Sozialismus schafft mit der Errich-
tung der Diktatur des Proletariats und der Herstellung des 
gesellschaftlichen Eigentums an den Produktionsmitteln 
die Bedingungen für die wirkliche Freiheit der Arbeiter-
klasse und der anderen Werktätigen. (...) Freiheit der 
Persönlichkeit ist immer eingebettet in die Freiheit der 
Gemeinschaft.«

Meyers Jugendlexikon Philosophie, hrsg. von Frank Fiedler 
und Günter Gurst, Leipzig 1979, S. 75 f.

Die klassischen Ökonomen (wie z. B. Adam Smith)

»Die Marktwirtschaft [ist] ein sich selbst regulierendes 
System ›natürlicher Freiheit‹, das, vom Eigennutz des 
Individuums angetrieben, zum Wohle aller führt. Es lässt 
sich mit dem wirtschaftspolitischen Leitbild des Libe-
ralismus verknüpfen (…): die auf Privateigentum ge-
stützte Freiheit des Unternehmers, durch Innovation und 
Gewinnstreben die Produktivität und damit die eigenen 
Gewinne zu steigern und damit zu einem freien Spiel der 
Kräfte im Wirtschaftsleben beizutragen.« 

Daniel Buhr/Rolf Frankenberger/Steffen Jenner/Volquart 
Stoy: Wirtschaft und Politik – eine Einführung. W. Kohl-
hammer Verlag, Stuttgart 2014, S. 47 f. 

Zitat von Bundespräsident Gauck

»Wie freiheitlich eine Wirtschaftsverfassung ist, bemisst 
sich am Ende nicht allein daran, was in den Geschäften zu 
kaufen ist, sondern daran, ob sie allen Bürgerinnen und 
Bürgern die Chance auf ein selbstverantwortliches Leben 

eröffnet und ob sie möglichst vielen möglichst viele Op-
tionen bietet. Auch gut gemeinte Eingriffe des Staates 
können dazu führen, dass Menschen auf Dauer aus- statt 
eingeschlossen werden.«

Bundespräsident Joachim Gauck am 16. Januar 2014 an-
lässlich einer Festveranstaltung zum 60. Jubiläum des 
Walter Eucken Instituts in Freiburg i. Br. (http://www.bun-
despraesident.de/SharedDocs/Reden/DE/Joachim-Gauck/
Reden/2014/01/140116-Walter-Eucken_Institut.html)

B 8 Freiheit, die ich meine …
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B 9 Vergleich von Marktwirtschaft und Planwirtschaft

Nenne	in	der	Tabelle	die	zentralen	Merkmale	der	beiden	Wirtschaftsordnungen.

Freie Marktwirtschaft Planwirtschaft

Wem gehören die Produktionsmittel 
Boden und Kapital?
Eigentumsordnung

Wie wird wirtschaftliches Handeln  
koordiniert und organisiert?
Planungs- und Lenkungsform

Wie werden Preise  
gemacht?
Preisbildung

Wie werden Löhne  
festgesetzt?
Lohnbildung

Nach welchem Prinzip handeln  
Unternehmen?
Wirtschaftliches Prinzip

Nach welchen Prinzipien findet  
Verteilung statt?
Distribution

Welches Menschenbild liegt  
zugrunde?
Menschenbild

Was wird unter dem Begriff »Freiheit«  
verstanden?
Freiheitsbegriff

	Analysiere die Karikatur B 8. Formuliere eine Überschrift 
für die Karikatur.
	Stelle dir vor, auf dem Aquarium stünde nicht »Freie 
Marktwirtschaft«, sondern »Planwirtschaft« und der Mann 
und der Junge lebten in der ehemaligen DDR. Wie würde 
das die Aussage der Karikatur verändern?

	Bildet Arbeitsgruppen in der Klasse. Jede Gruppe wählt 
eines der drei Zitate in B 7 aus. Bearbeitet die folgenden 
Aufgaben:
1.	Nennt	 das	 Wirtschaftssystem,	 das	 hinter	 dem	 jewei-

ligen Zitat steht.
2. Formuliert eine kurze Definition des Freiheitsbegriffs, 

der aus dem Zitat deutlich wird.
3. Benennt zentrale Punkte der Vorstellung von Bundes-

präsident Gauck von einer »freiheitlichen Wirtschafts-
ordnung«. 

 Arbeitsanregungen zu B 7 und B 8
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B 10 Schwachstellen im Marktprozess

Ich stimme zu,  
weil …

Ich stimme nicht zu,  
weil …

Im Marktprozess werden Einkommen nach Leis-
tung der Arbeitnehmer und der Knappheit von 
Gütern vergeben. Die Bedürftigkeit der Men-
schen spielt dabei keine Rolle. 

Der Marktmechanismus versagt, wenn man es 
mit Gütern zu tun hat, für die es keine Preise 
und damit auch keine Märkte gibt. Das beste 
Beispiel hierfür ist die Umwelt, die man in der 
Regel verschmutzen kann, ohne dafür einen 
Preis bezahlen zu müssen.

Unternehmer haben immer ein starkes Interesse 
daran, sich dem harten Wettbewerbsdruck des 
Marktes zu entziehen, indem sie Kartellabspra-
chen treffen oder den Konkurrenten einfach 
aufkaufen.

Die wirtschaftliche Entwicklung verläuft nicht 
gleichmäßig. Sie ist vielmehr durch ausgeprägte 
zyklische Schwankungen gekennzeichnet. Diese 
können zu Inflation oder Arbeitslosigkeit, teil-
weise auch zu beidem gleichzeitig führen.

Fülle die Tabelle aus und ergänze durch ein eigenes Beispiel.

Textquelle: Peter Bofinger: Grundzüge der Volkswirtschaftslehre, 2. Aufl., München 2007, S. 34.

B 11 Alltag Warteschlange
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Vor dem Eingang eines Bekleidungsgeschäfts für Jugend-
liche in Ost-Berlin im Jahr 1986 …

… und vor einem Gemüseladen in Weimar 1983.
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B 12 Der Bedarf an Autos wurde nie gestillt

Wer [in der DDR] ein Auto kaufen wollte, musste sich auf lange 
Wartezeiten einstellen. Sie schwankten zwischen zwölfein-
halb Jahren für die einfachste Ausführung der »Trabant«-
Limousine und 17 Jahren für einen aus der Sowjetunion 
importierten »Lada«. So war man in der Regel 30 Jahre alt, 
bevor man das erste Auto sein Eigen nennen durfte. (…) Die 
Wartezeit hatte noch weitere Folgen: Unter den Augen der 

Staatsmacht entfaltete sich ein florierender Schwarzhandel 
mit gebrauchten Pkw. Kurios und vielleicht eine Einmalig-
keit: Gebrauchte Autos waren teurer als fabrikneue.

Mitteldeutscher Rundfunk (MDR) unter Mitwirkung des  
Verbands der Geschichtslehrer Deutschlands e. V. (VGD): 
Autos in der DDR (www.mdr.de/damals/artikel75326.html)

B 13 Staatliche Planung und Rationierung

Das Konsument-Warenhaus Dresden (…) erzielte am 
15.9.1977 im Sortiment Haushaltswäsche einen Warenum-
satz von 31,0 TM gegenüber einem Plan von 11,0 TM. (…) 
Im Angebot befindet sich gegenwärtig noch ein Dessin Bett-
wäsche. Bettwäsche weiß ist ausverkauft. Bettlaken werden 
täglich durchschnittlich 400 Stück verkauft, bei einer ge-
planten Halbjahresmenge von 9.000 Stück. Spitzenforde-

rungen von einzelnen Kunden liegen bei 8 Bettwäschegar-
nituren und 30 Bettlaken.

Stefan Wolle: Die heile Welt der Diktatur. Alltag und Herrschaft 
in der DDR 1971–1989. Ch. Links Verlag, 4. Aufl. Berlin 2013, 
S. 201.

B 14 Die verstaatlichte Wirtschaft war zu unflexibel

Die Unternehmen in der DDR mussten sich streng an die 
staatlich aufgestellten Volkswirtschaftspläne halten. Das 
bedeutete einen massiven Eingriff in die Wirtschaft und 

sorgte dafür, dass die Unternehmen nur wenig Flexibilität 
hatten. Wenn sich das Konsumverhalten der Bürgerinnen 
und Bürger änderte, konnten die Unternehmen nur sehr lang-
sam darauf reagieren. Für viele Menschen ist die Erinnerung 
an die DDR gleichbedeutend mit Versorgungsengpässen und 
langen Warteschlangen vor den Läden und Kaufhäusern. 
Oft mussten die Menschen stundenlang warten, um knappe 
Waren, vor allem importierte Produkte wie Südfrüchte, ergat-
tern	zu	können.	Nicht	selten	waren	die	gewünschten	Waren	
dann ausverkauft, wenn man als Kunde endlich an der Reihe 
war. Vor allem auch frische Produkte wie Obst und Gemüse 
waren oft knapp. Um diese Engpässe abzumildern, wurden 
Kleingärtner vom Staat aufgefordert, ihre Ernteerträge an 
die staatliche Handelsorganisation der DDR (abgekürzt: HO) 
abzuliefern. Oftmals wurden den Kleingärtnern dann Preise 
bezahlt, die höher waren als der Verkaufspreis in den Läden. 
Das war nur möglich, weil der Staat dieses Vorgehen sub-
ventionierte und die Differenz zwischen Ankaufspreis und 
Verkaufspreis aus dem Staatshaushalt finanzierte. 
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Propagandaplakat der DDR zum ersten Fünfjahresplan 
1951–1955.
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B 15 Der wirtschaftliche Ruin des »Sozialstaates auf Pump«

Der Versuch, soziale Gerechtigkeit, Konsum für jedermann 
und stabile Preise nicht durch vorsichtige Lenkung des 
freien Marktes, sondern per Planbeschluss zu erreichen, 
ging mit einer rigorosen staatlichen Lenkung der Volks-
wirtschaft einher, die die Verwaltung überforderte und die 
wirtschaftliche Produktivität hemmte. So führten die verord-
net stabilen und niedrigen Preise etwa für Grundnahrungs-
mittel, Wohnungsmieten, Heizung oder im sozialen Bereich 
zu immer horrenderen Subventionssummen, die nur durch 
Überteuerung anderer Produkte (etwa technischer Geräte 
und »Luxusartikel«) oder durch Kredite zu finanzieren waren. 
Am Ende ihrer Geschichte stand die DDR vor dem Bankrott, 
unfähig, ihren finanziellen Verpflichtungen nach innen und 
außen nachzukommen. (…)

Die notwendigen Mittel für die sozialpolitischen Maßnah-
men (besonders für den Wohnungsbau, die Erhöhung der 
Renten und Löhne, für Kinder- und Krankenbetreuung und 
die Bildung) konnten aber trotz gestiegener Arbeitspro-
duktivität nicht aus eigener Kraft erwirtschaftet werden. 
Die DDR begann sich massiv zu verschulden, sie wurde zum 
»Sozialstaat auf Pump«. Die globalen Krisen der 1970er 
Jahre (besonders die Ölkrise) und der sich verschärfende 

Wettbewerb auf dem Weltmarkt trafen auch die DDR. Devi-
sen waren nicht in genügendem Maße vorhanden, die Sub-
ventionen und Sozialleistungen fraßen den Staatshaushalt 
auf. Die DDR lebte über ihre Verhältnisse und konnte die 
versprochenen Leistungen nur noch unter rücksichtsloser 
Verschwendung ihrer Ressourcen aufbringen. 

Dass zur Erwirtschaftung der nötigen Devisen darüber 
hinaus massiv in DDR-Betrieben produzierte Waren ins Aus-
land verkauft wurden und somit der eigenen Bevölkerung 
fehlten (das betraf unter anderem sowohl den begehrten 
Weihnachtsschmuck aus dem Erzgebirge als auch Möbel, 
die in bundesdeutschen Versandhauskatalogen wieder auf-
tauchten), zeigt deutlich, dass sich die DDR-Wirtschaft in 
einem Teufelskreis bewegte (…).

Mitteldeutscher Rundfunk (MDR) unter Mitwirkung des  
Verbands der Geschichtslehrer Deutschlands e. V. (VGD): 
www.mdr.de/damals/archiv/artikel75438.html#anchor9

B 16 … die guten Seiten

Seit den 1950er Jahren musste in der DDR niemand hungern. 
Das Einkommen war so bemessen, dass es für eine – bei Rent-
nern allerdings oft sehr eingeschränkte – Grundversorgung 
reichte. Das durchschnittliche Bruttoeinkommen »Werktäti-
ger« betrug 1953: 378 Mark, 1971: 785 Mark, 1989: 1.322 
Mark im Monat. (…) Miete, Energie, Wasser und Grundnah-
rungsmittel waren stark subventioniert. Allein die staatli-
che Stützung für Lebensmittel betrug 1971: 5,5 Milliarden, 
1988: 32 Milliarden Mark. Die Regulierung von Angebot und 
Nachfrage	über	den	Preis	widersprach	dem	sozialistischen	

Prinzip einheitlicher Verbraucherpreise (EVP). Und so galt 
über Jahrzehnte ein Festpreis, z. B. für das Brötchen (50 g) 
von fünf Pfennig (100 g zehn Pfennig).

Konrad-Adenauer-Stiftung (2008): DDR. Mythos und Wirklich-
keit. Einkommen und Einkauf, Konsum und Versorgungslage 
(www.kas.de/wf/de/71.6591)

Wirtschaft. Vergleiche deine Ergebnisse mit dem Konsum-
verhalten der Bürger in einer Marktwirtschaft.
	Analysiere	die	Gründe	für	den	Niedergang	der	Planwirt-
schaft (B 14 und B 15) in der DDR. 

	Beschreibe anhand von B 11, B 12 und B 14 – B 16, 
welche	 wirtschaftlichen	 Vor-	 und	 Nachteile	 die	 Bürge-
rinnen und Bürger in der DDR hatten.
	Erkläre in eigenen Worten, was unter einer staatlichen 
Planung der Wirtschaft (B 13) zu verstehen ist.
	Beschreibe anhand von B 12 und B 13 das Konsumver-
halten der Bürgerinnen und Bürger in einer verstaatlichten 

 Arbeitsanregungen zu B 11 – B 16
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B 17 Und dazwischen mussten wir die Hohlräume suchen, kreativ sein
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Berlin-Marzahn, im Mai 1989.

Im Jahr 1999 führte der Mitteldeutsche Rundfunk ein 
Interview mit dem Kfz-Meister Rolf Müller aus Leipzig. 

MDR: Sie hatten fast 30 Jahre lang einen eigenen Kfz-
Betrieb in der DDR. Das Handwerk hatte überall mit 
Einschränkungen und Vorgaben zu kämpfen. Obwohl 
es für Sie eine Sondergenehmigung für 24 Angestellte 
gab, hätten Sie doch (…) viel mehr Leute beschäftigen 
können. Wie hat das funktioniert? 
Rolf Müller: Das hat eigentlich nicht funktioniert. Es gab 
Kunden ohne Ende und die Reparaturkapazitäten waren 
mehr als knapp. Das ist der Gegensatz zu heute: Wir hatten 
damals Kunden und kein Material, heute haben wir Material 
und nicht genügend Kunden. Heute muss um den Kunden 
gekämpft werden, damals kämpften wir um Teile, also Ma-
terial. 

Wie haben Sie sich beholfen, wenn etwa ein Karosserie-
teil fehlte? 
Wir sind sehr gute Handwerker gewesen. Aus Teilen, die man 
heute nicht angucken würde, wurde wieder etwas gemacht. 
Und dann musste man natürlich pfiffig sein. Es gab ja alle 
Teile, nur man musste sie kriegen. Da ging dann das damals 
übliche Tauschgeschäft los. (…) Und dann hat man eben 

gesagt, Mensch du kriegst eine Karosse von mir, aber ich 
hole zwei Zentner Spargel ab. Dann hat man den Spargel 
abgeholt und der wurde geschält und portioniert und ein-
gefroren. Und später, wenn an Spargel eigentlich gar nicht 
mehr zu denken war, wurde der Spargel aus der Tiefkühltruhe 
geholt, um irgendwelche Teile dafür zu tauschen. (…) 

Waren diese Hamsterkäufe nicht auch ein Grund für die 
Mangelwirtschaft? 
Natürlich,	das	war	das	Schlimmste.	Sie	können	überall	rum-
fragen, wer irgendein Auto besaß, der hatte meist auch die 
Garage voller Ersatzteile. Wenn es irgendwo was gab, wurde 
es nach Hause geschleppt und dort eingelagert. Es hat viele 
Leute gegeben, die hatten drei oder vier Auspuffanlagen 
liegen. Damit konnte man gute Tauschgeschäfte machen. 
(…) Es gab ja auch Leute, die nichts zum Tauschen hatten. 
Ein Lehrer oder ein Arbeiter, der am Band arbeitete, für die 
ist es natürlich ganz schwierig gewesen. (…)

Hat es denn damals schon so etwas wie eine Konkurrenz 
unter den Handwerksbetrieben gegeben? 
Die Konkurrenz gab es nur bei der Beschaffung von Material. 
Das war aber schon staatlich geregelt. Es gab einen Ver-
teilerschlüssel. Die staatlichen und volkseigenen Betriebe 
wurden am besten beliefert, dann kamen die handwerklichen 
Genossenschaften und zum Schluss die Privatbetriebe. Das 
hatte mit Konkurrenz nichts zu tun. Das war staatlich fest-
gelegt. Damit mussten wir leben. Und dazwischen mussten 
wir die Hohlräume suchen, kreativ sein. 

www.mdr.de/damals/artikel75328.html

	Arbeite die Geschäfts- und Alltagspraktiken heraus, die 
sich als Reaktion auf die Mangelwirtschaft in der DDR 
entwickelt haben.

	Beschreibe, wie sich für Rolf Müller die Mangelwirtschaft 
der DDR im Alltag ausgewirkt hat. Wie war in der DDR die In-
teraktion zwischen Anbietern und Verbrauchern geregelt?
	Analysiere die Gründe für das Zustandekommen dieses 
Mangels.

 Arbeitsanregungen zu B 17
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B • Was ist eine Wirtschaftsordnung?

B 18 Marktwirtschaft und Planwirtschaft: Stärken und Schwächen

B 19 Was wäre wenn?

Nenne	 Stärken	 und	 Schwächen	 der	 freien	 Marktwirtschaft	
und der Planwirtschaft. Fülle dazu die Tabelle aus. Beziehe 

FREIE MARKTWIRTSCHAFT

Stärken Schwächen

PLANWIRTSCHAFT

Stärken Schwächen

Welches Schild würde hier in einer freien Marktwirtschaft 
bzw. in einer Planwirtschaft hängen? Was könnte in der 
Sprechblase stehen? Beschrifte das Schild und fülle passend 

die Sprechblase für eine freie Marktwirtschaft bzw. eine 
Planwirtschaft aus.

dabei auch die Materialien B 11 – B 17 ein.

Freie Marktwirtschaft Planwirtschaft
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C • Wie sozial ist die Soziale Marktwirtschaft?

C • Wie sozial ist die Soziale Marktwirtschaft?
Materialien C 1 – C 12

C 1 Soziale Marktwirtschaft
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SPD-Bundeswirtschaftsminister 1966 – 1972) in verschie-
denen Bereichen umgesetzt ist.

	Beschreibe verschiedene Merkmale der Sozialen Markt-
wirtschaft, die du auf den Fotos erkennen kannst.
	Erkläre anhand einzelner Fotos, wie das Prinzip »so viel 
Markt wie möglich, so viel Staat wie nötig« (Karl Schiller, 

 Arbeitsanregungen zu C 1
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C • Wie sozial ist die Soziale Marktwirtschaft?

C 2 Die Grundpfeiler der Sozialen Marktwirtschaft

Ludwig Erhard (links), der erste Wirtschaftsminister 
der Bundesrepublik Deutschland unter Kanzler Konrad 
Adenauer (rechts), gilt als Vater des »deutschen Wirt-
schaftswunders« und der Sozialen Marktwirtschaft.
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Die deutsche Wirtschaftspolitik orientiert sich seit Mitte 
des 20. Jahrhunderts am Konzept der Sozialen Marktwirt-
schaft. Es geht zurück auf Ludwig Erhard, der von 1949 bis 
1963 der erste Bundeswirtschaftsminister der Bundesrepu-
blik Deutschland war. Die zentrale Idee besteht darin, die 
Freiheit aller, die als Anbieter oder Nachfrager am Markt 
teilnehmen, zu schützen und gleichzeitig für sozialen Aus-
gleich zu sorgen. Erstmals schriftlich erwähnt wurde der 
Begriff »Soziale Marktwirtschaft« von Erhards Mitstreiter 
Alfred Müller-Armack, 1952 Leiter der wirtschaftspolitischen 
Grundsatzabteilung im Bundesministerium für Wirtschaft 
und ab 1958 Staatssekretär für Europapolitik. 

Die Soziale Marktwirtschaft ist ein wesentlicher Teil unserer 
freiheitlichen, offenen und solidarischen Gesellschaft. Mit 
ihr gibt es einen bewährten Kompass, der Wohlstand und 
Vollbeschäftigung ermöglicht und zugleich den sozialen 
Ausgleich und den gesellschaftlichen Zusammenhalt in un-
serem Land festigt.

Märkte sorgen in der Sozialen Marktwirtschaft über den Preis-
mechanismus für den Ausgleich von Angebot und Nachfrage: 

Sind besonders begehrte Güter knapp, steigt deren Preis. 
Das drängt Nachfrage zurück und bietet zugleich Gewinn-
möglichkeiten für zusätzliche Anbieter. Anbieter werden 
versuchen, die Produktion so kostengünstig wie möglich 
zu gestalten. So kommt es zu einer effizienten Verwendung 
der Produktionsmittel und zu günstigen Preisen für die Ver-
braucher. Dafür ist wichtig, dass Wettbewerb mit offenem 
Marktzugang herrscht und Marktmacht verhindert wird. Der 
Marktmechanismus erhöht dann die Konsummöglichkeiten, 
motiviert die Anbieter zu Innovationen und technischem 
Fortschritt und verteilt Einkommen und Gewinn nach indi-
vidueller Leistung (Leistungsprinzip). Es ist eine wichtige 
Aufgabe des Staates, den Rahmen für einen funktionie-
renden Wettbewerb zu schaffen und zu erhalten. Gleichzeitig 
muss er die Bereitschaft und die Fähigkeit der Menschen zu 
eigenverantwortlichem Handeln und mehr Selbständigkeit 
fördern.

Der zweite Grundsatz der Sozialen Marktwirtschaft neben dem 
freien Markt ist der soziale Ausgleich. Dieser soll eine soziale 
Absicherung für diejenigen bereitstellen, die aufgrund von 
Alter, Krankheit oder Arbeitslosigkeit keine Markteinkom-
men erzielen können. Zu einer Sozialen Marktwirtschaft ge-
hören zudem nicht nur gute Wettbewerbsbedingungen und 
ein gutes Investitionsklima, sondern auch soziale Teilhabe 
sowie Chancengerechtigkeit. (…) 

Die Soziale Marktwirtschaft wurde nie namentlich als Wirt-
schaftssystem Deutschlands im Grundgesetz verankert, 
weil das Grundgesetz keinen eigenen Abschnitt zur Wirt-
schaft enthält. Allerdings legen zentrale Elemente unserer 
Rechtsordnung, wie unter anderem die Grundrechte, die Ver-
trags- und Koalitionsfreiheit oder das Recht auf eine freie 
Berufs- und Arbeitsplatzwahl die Grundlage für die Soziale 
Marktwirtschaft und schließen die Extreme einer reinen Zen-
tralverwaltungswirtschaft oder einer schrankenlosen Markt-
wirtschaft aus.

Bundesministerium für Wirtschaft und Energie, Soziale 
Marktwirtschaft, 2015 (www.bmwi.de/DE/Themen/ 
Wirtschaft/soziale-marktwirtschaft,did=9296.html)

	Beschreibe die Rolle des Staates in der Sozialen Markt-
wirtschaft als unparteiischer »Schiedsrichter«. Inwiefern 
geht der Staat über diese Rolle hinaus?
	 Zeichne ein Bild, das die Soziale Marktwirtschaft als so-
genannten »Dritten Weg« zwischen freier Marktwirtschaft 
und Planwirtschaft darstellt. Beziehe hierzu die Informa-
tionen aus Baustein B in deine Überlegungen ein.
	Verfasse einen Beitrag für ein Schülerlexikon zum Ver-
hältnis von Staat und Wirtschaft in der Sozialen Markt-
wirtschaft.

	Nenne die zwei Grundpfeiler der Sozialen Marktwirt-
schaft.
	Vergleiche die wesentlichen Ziele, Merkmale und Auf-
gaben der freien Marktwirtschaft mit denen der Sozialen 
Marktwirtschaft. Fülle dazu die Tabelle in C 3 aus.
	Diskutiert: Worin besteht das »Soziale« der Sozialen 
Marktwirtschaft?
	Was bedeutet es für den Gesetzgeber und für die Wähler 
in einer Demokratie, dass die Soziale Marktwirtschaft als 
Wirtschaftsordnung nur begrenzt im Grundgesetz veran-
kert ist?

 Arbeitsanregungen zu C 2 und C 3
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C • Wie sozial ist die Soziale Marktwirtschaft?

C 3 Die Ordnung der wirtschaftlichen Freiheit braucht Spielregeln

Auch Bundespräsident Joachim Gauck betont die Spiel-
regeln zur Begrenzung wirtschaftlicher Freiheit: »Erst die 
Begrenzung von Macht durch freien, fairen Wettbewerb 
ermöglicht den Vielen die Teilhabe. Darum ist es so wich-
tig, dafür zu sorgen, dass Wettbewerb nicht einigen weni-
gen Mächtigen nutzt, sondern möglichst vielen Menschen 
Chancen bietet. Und darum muss er im Zweifel gegen all 
jene wirtschaftlichen Kräfte verteidigt werden, die ein-
seitig Spielregeln zu verändern oder unter dem Deckman-
tel der Freiheit Privilegien zu etablieren suchen.«

Joachim Gauck, Rede zum 60-jährigen Jubiläum des  
Walter Eucken Instituts in Freiburg, 2014

»Wir sprechen von Sozialer Marktwirtschaft, um diese 
dritte wirtschaftspolitische Form zu kennzeichnen. Es be-
deutet dies, (...) dass uns die Marktwirtschaft notwendig 
als das tragende Gerüst der künftigen Wirtschaftsordnung 
erscheint, nur dass dies eben keine sich selbst über-
lassene, liberale Marktwirtschaft, sondern eine bewusst 
gesteuerte, und zwar sozial gesteuerte Marktwirtschaft 
sein soll.« 

Alfred Müller-Armack, 1976

Freie Marktwirtschaft Soziale Marktwirtschaft

Ziele

Merkmale

Aufgaben des Staates
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Für Wilhelm Röpke, einen der geistigen Väter der Sozialen Marktwirt-
schaft, gilt es, »zwei Dinge miteinander zu vereinen: das Vertrauen 
auf die Freiheit der Märkte und die Einsicht, dass diese Freiheit 
einer umfassenden Politik bedarf, die das Feld der wirtschaftlichen 
Freiheit wie ein Spielfeld streng absteckt, ihre Bedingungen – sozu-
sagen die Spielregeln – sorgfältig bestimmt und mit unparteiischer 
Strenge für die Respektierung dieses Rahmens der Marktwirtschaft 
(des Spielfeldes wie der Spielregeln) sorgt«.

Wilhelm Röpke, 1950

Politik & Unterricht • 3-2015
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C • Wie sozial ist die Soziale Marktwirtschaft?

C 4 Wirtschaftspolitische Ziele

C 5 Das Magische Vieleck

Mitte der 1960er Jahre kam es zu einer Abschwächung 
der Konjunktur, zu Massenarbeitslosigkeit und zu sinken-
den Steuereinnahmen. Dies legte den Nährboden für die 
Überzeugung, der Staat könne durch wirtschaftspolitische 
Steuerungsmaßnahmen stabilisierend wirken. Die rechtliche 
Grundlage für diese ökonomische Steuerung ist das »Gesetz 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirt-
schaft« (StabG) – auch »Stabilitätsgesetz« genannt – von 
1967. 

Darin verpflichten sich »Bund und Länder (…), bei ihren 
wirtschafts- und finanzpolitischen Maßnahmen die Erforder-
nisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts zu beach-
ten. Die Maßnahmen sind so zu treffen, dass sie im Rahmen 
der marktwirtschaftlichen Ordnung gleichzeitig zur Stabilität 
des Preisniveaus, zu einem hohen Beschäftigungsstand und 
außenwirtschaftlichem Gleichgewicht bei stetigem und an-
gemessenem Wirtschaftswachstum beitragen« (§ 1, StabG). 
Diese gesamtwirtschaftspolitischen Ziele binden rechtlich 
das wirtschaftspolitische Handeln bis heute und wurden im 
Zuge neuer Herausforderungen um weitere Ziele ergänzt. 

Die wechselseitigen Beziehungen der Ziele des Magischen 
Vierecks können komplementär oder konträr sein. Komple-
mentär bedeutet, dass die Erreichung eines Ziels automa-
tisch die Erreichung eines anderen Ziels oder mehrerer ande-
rer Ziele begünstigt, z. B. »hoher Beschäftigungsstand« und 
»Wirtschaftswachstum«. Konträr bedeutet, dass zwei oder 
mehrere Ziele untereinander in einem Zielkonflikt stehen. 
(…) Vor allem das konträre Verhältnis der Ziele bewirkt, dass 
es in der wirtschaftspolitischen Praxis nahezu magischer 
Kräfte bedarf, ein »gesamtwirtschaftliches Gleichgewicht« 
auf Dauer zu gewährleisten.

Verändert nach: Marén Glorius/Karl-Heinz Meyer/Ulrich  
Glorius: Mensch und Politik S II-Themenbände, Wirtschaftspo-
litik in der Sozialen Marktwirtschaft. Schroedel Verlag, Braun-
schweig 2012, S. 16 (www.schroedel.de).

Lösungsvorschläge für Punkt »H« auf Seite 11
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C • Wie sozial ist die Soziale Marktwirtschaft?

C 6 Wirtschaftspolitische Maßnahmen im Magischen Vieleck

wirtschaftspolitische  
Maßnahme

komplementär  
mit folgendem Ziel

konträr  
mit folgendem Ziel

Anreize zur  
Produktionssteigerung 

Investitionen und neue Technologien 
durch steuerliche Anreize fördern

Abwrackprämie (staatliche Förderung  
beim Kauf eines neuen Autos)

Mehrwertsteuer  
senken

Besteuerung umweltschädlicher  
Produktionsfaktoren

Mehrwertsteuer  
erhöhen

Förderung flexibler  
Beschäftigungsformen

Auslastung natürlicher  
Ressourcen

Gewerbesteuer  
erhöhen

Zinsen (bzw. Leitzins) erhöhen,  
um Inflation zu bekämpfen

Import ausländischer Waren  
fördern
Erhöhung der im Umlauf befindlichen 
Geldmenge und Auszahlung von 1.000 Euro 
an jede Bürgerin und jeden Bürger
Förderung neuer, regenerativer  
Energien

Steuersenkung, damit Löhne  
und Gehälter steigen können

Bildet kleine Arbeitsgruppen. Begründet mithilfe der Ta-
belle, welche wirtschaftspolitischen Ziele des Magischen 
Vierecks bzw. Vielecks (C 5) konträr zueinander und welche 

komplementär zueinander sind. Ergänzt die Tabelle um zwei 
eigene Beispiele.

wirtschaftspolitisches Ziel, das ihr für wichtig erachtet. 
Überlegt, mit welchen anderen Zielen diese »Ecke« konträr 
und mit welchen sie komplementär ist.
	Bildet Gruppen und erstellt eine Rangfolge der wirt-
schaftspolitischen Ziele des Magischen Vielecks. Begrün-
det anschließend euer Ergebnis.

	Arbeite die Leitidee des Stabilitätsgesetzes von 1967 
(C 4) heraus.
	Begründe, wie sich die gesellschaftlichen Grundwerte 
(Gerechtigkeit, Freiheit, Sicherheit) den wirtschafts- 
politischen Zielen, wie sie im Stabilitätsgesetz formuliert 
wurden, zuordnen lassen. 
	Ergänzt das Magische Vieleck (C 5) um ein weiteres 

 Arbeitsanregungen zu C 4 und C 5
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C • Wie sozial ist die Soziale Marktwirtschaft?

C 7 Wirtschaft und Umwelt

Bildet Arbeitsgruppen und wählt eines der beiden Fotos aus. 
Erläutert, inwiefern die Ziele »lebenswerte Umwelt« und 

»angemessenes und stetes Wirtschaftswachstum« komple-
mentär oder konträr sind.

pi
ct

ur
e 

al
lia

nc
e/

W
es

te
nd

61

pi
ct

ur
e 

al
lia

nc
e/

SZ
 P

ho
to

C 8 Mal mehr Markt, mal mehr Staat

Bildet Arbeitsgruppen und ordnet die folgenden Aus sagen 
über wirtschaftspolitische Maßnahmen jeweils einer Pen-
delposition zwischen Markt und Staat zu. Begründet eure 
Entscheidung. Wer ist von den Maßnahmen betroffen?
A: Ziel der Wettbewerbspolitik ist es, Märkte zu öffnen und 
offen zu halten.
B: Eine kluge Investitions - und Innovationspolitik unter-
stützt die Binnennachfrage etwa durch Bürokratieabbau, 
durch Erleichterungen für Unternehmensgrün dungen und 

Patentanmeldungen oder durch intelligente Arbeitszeit-
modelle.
C: Wir müssen mehr Freiheit wagen und die Selbstver-
antwortung stärken.
D: Arbeit und Leistung müssen ihren Wert haben. Damit ist 
der Mindestlohn notwendig.
E: Wir wissen: Märkte – vor allem Finanzmärkte – brau chen 
Regeln, damit das Gemeinwohl gesichert ist.
F: Das Kindergeld wird erhöht.

Lösungsvorschlag auf Seite 11
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C • Wie sozial ist die Soziale Marktwirtschaft?

C 9 8,50 Euro Mindestlohn – na und?

Am Anfang zeichneten Ökonomen Schreckensszenarien. Bis 
zu 900.000 Arbeitsplätze werde der Mindestlohn kosten, 
warnte das ifo-Institut. Andere Experten prophezeiten 
steigende Preise, untergehende Kleinbetriebe, eine höhere 
Jugendarbeitslosigkeit. Nun, gut 100 Tage nach der Einfüh-
rung der gesetzlichen Lohnuntergrenze von 8,50 Euro, ist 
zumindest eines sicher: Die befürchtete ordnungspolitische 
Kernschmelze ist bislang nicht eingetreten. Der Mindestlohn 
(…) hinterlässt aber Spuren.

Der Zeitpunkt für den Startschuss hätte kaum besser aus-
gewählt werden können: Die Wirtschaft floriert, Produkte 
»made in Germany« sind nach wie vor weltweit gefragt, 
viele Unternehmen brauchen mehr Mitarbeiter. Dies hat dazu 
beigetragen, dass der Mindestlohn (...) den Beschäftigungs-
boom nicht abgewürgt hat. (…)

Bei den Minijobbern hat es aber bereits einen ersten Rück-
gang gegeben. Ihre Zahl sank von Dezember 2014 bis Januar 
2015 um etwa 255.000. Das ist nach Angaben der Mini-
jobzentrale der bisher höchste gemessene Rückgang. Ob 
sich dahinter Arbeitgeber verbergen, die Mitarbeiter auf 
450-Euro-Basis lieber loswerden wollen, weil sie ihnen zu 
teuer geworden sind, ist noch unklar: Erstens nimmt im 
Januar die Zahl der Minijobber immer ab, weil Saisonjobs 
in der Weihnachtszeit ausgelaufen sind. Zweitens kann es 
auch sein, dass Minijobber zu sozialversicherungspflichtig 
angestellten Teilzeitkräften geworden sind. (…)

Etwas klarer sieht es bei den Preisen aus. Ob im Taxi, beim 
Bäcker oder in Hotels und Gaststätten oder beim Spargel-
bauern – vor allem im Osten müssen Verbraucher für manche 
Produkte und Dienstleistungen mehr bezahlen. »Die Einfüh-
rung des Mindestlohns hat aber nicht zu Preiserhöhungen 
auf breiter Front geführt, die wirklich bei den Menschen 
ein Loch in die Tasche reißen würden«, sagt Konjunktur-
experte Ferdinand Fichtner vom Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW). Er glaubt, dass die »Preisreaktion 
schon fast abgeschlossen ist. Denn der Preis ist für die 
Unternehmen die erste Möglichkeit, auf den Mindestlohn 
zu reagieren.«

Ob die Verbraucher bereit sind, höhere Preise zu akzeptieren, 
muss sich allerdings erst noch herausstellen. Viele geben 
etwa beim Bäcker oder Metzger gern ein paar Euro zusätzlich 
für mehr handwerklich gefertigte Produkte aus, statt den 
Wettbewerb um die billigsten Produkte zu unterstützen. 
In Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit und eher niedrigem 
Einkommensniveau dürfte es jedoch schwieriger werden, 
höhere Preise durchzusetzen.

Manche Betriebe sparen deshalb auch beim Service: Hotels 
und Gaststätten schaffen zum Beispiel den Mittagstisch ab. 
Zu den Zeiten, in denen das Geschäft nicht so gut läuft, sind 
weniger Taxis auf der Straße. Manche unterlaufen aber auch 
den Mindestlohn, indem sie die Stundenzahl ihrer Mitarbei-
ter auf dem Papier reduzieren – und von ihnen erwarten, 
dass sie länger arbeiten. Das Bundesarbeitsministerium war 
zuletzt davon ausgegangen, dass der Mindestlohn 3,7 Milli-
onen Menschen ein höheres Gehalt verschafft. »Echt klasse« 
findet es etwa die Chemnitzer Callcenter-Mitarbeiterin Nancy 
Hoffmann, dass sie nun jeden Monat etwa 60 bis 70 Euro 
netto mehr im Portemonnaie hat. 

Süddeutsche Zeitung (www.sueddeutsche.de)  
vom 25. April 2015 (Thomas Öchsner)
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	Beurteile die Einführung des Mindestlohns. Verfasse 
dazu einen Leserbrief.

	Diskutiert Pro- und Kontra-Argumente zur Einführung 
des Mindestlohns in Deutschland.
	Erkläre, warum der Mindestlohn auch Nachteile mit sich 
bringen kann.

 Arbeitsanregungen zu C 9 und C 10
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C 10 Der Mindestlohn in der Praxis

Der Heimleiter kann keine Praktika mehr anbieten

Willi Gruber (Name geändert), 
57, Leiter einer heilpädago-
gischen Einrichtung in Bayern

Für eine Fachausbildung zum 
Heilerziehungspfleger verlangt 
die Berufsschule zwei Jahre 

berufliche Vorerfahrung. Meist läuft das über ein Praktikum 
in einer Einrichtung wie unserer. Weil das Praktikum nicht 
von einer Schule betreut wird, ist es seit Januar mindest-
lohnpflichtig. Für uns wurden Praktikanten damit plötzlich 
viel teurer. Bisher gab es pro Monat 325 Euro, mit Mindest-
lohn wären es 1.000 Euro mehr. Das können wir uns nicht 
leisten, zumal sie ja keine volle Arbeitskraft sind, weil sie 
noch lernen. Wir mussten unseren Praktikanten deshalb 
ab Januar einen anderen Vertrag geben, um sie überhaupt 
weiterbeschäftigen zu können. Bei uns laufen sie jetzt 
als Pflegehelfer, das ist die unterste Tarifgruppe. Auch so 
können wir sie nur noch in Teilzeit beschäftigen, müssen 
also auf eine halbe Stelle verzichten. Das ist aber immer 
noch besser, als gar keine Praktikanten mehr zu haben. 
Praktikanten sind die Basis für die Zukunft unseres Berufs, 
ohne das Vorpraktikum können sie keine Fachkräfte werden. 
Die brauchen wir aber in unserer Branche so dringend. Wenn 
wir ihnen die Möglichkeit eines Vorpraktikums verbauen, 
schneiden wir uns ins eigene Fleisch.

picture alliance/Westend61

Der Bauer zahlt seinen Erntehelfern jetzt mehr

Peter Höfler, 38, Gemüsebauer 
aus Nürnberg 

Letztes Jahr hatten wir für Ern-
tehelfer die 6,90 Euro, dieses 
Jahr sind es 7,40 Euro, und 
bis November 2017 steigt der 

Mindestlohn in der Landwirtschaft bis auf 9,10 Euro. Aber 
wir haben das Glück, hier in Bayern mit regionalen Waren 
höhere Preise erzielen zu können, weil der Verbraucher 
bereit ist, dafür mehr zu zahlen als für die Konkurrenz aus 
dem Ausland. Unser Gemüse schmeckt ja auch besser. In 
Holland wird geerntet, bevor die Tomate reif ist, und dann 
geht es ab zur Versteigerung. Wir hingegen ernten nur auf 
Bestellung, reif, vom Strauch weg. Probieren Sie beides, 
dann wissen Sie, warum es den Preisunterschied gibt. Au-
ßerdem dürfen Sie nie den Arbeitsaufwand vergessen. Sie 
können da zum Beispiel Karotten nicht mit einer Gurke ver-
gleichen. Gurken und Tomaten werden von Hand gepflanzt, 
und ich muss Pflegearbeiten von Hand machen, wenn etwa 
bei der Gurke Triebe ausbrechen. Karotten werden mit der 
Maschine gesät und dann bloß noch geerntet. Kost und 
Logis haben wir den Erntehelfern immer schon berechnet, 
5,50 Euro pro Tag. Ist nicht kostendeckend, aber ob wir 
den Betrag erhöhen, überlegen wir uns erst für die nächste 
Saison. 25 Prozent meiner Kosten sind Lohnkosten.

picture alliance/dpa

Die Telefonistin verdient 70 Euro mehr im Monat

Nancy Hoffmann, 27, Callcenter-
Mitarbeiterin in Chemnitz

Ich arbeite seit vier Jahren 
als Kundenbetreuerin für den 
Callcenter-Dienstleister SNT 
Deutschland AG in Chemnitz. 

Ich berate die Kunden etwa bei Kfz-Versicherungen, helfe 
beim Bestellen von Kaffee oder Kauf von Blumen. Früher gab 
es dafür als Grundlohn etwa 7,50 Euro brutto pro Stunde. 
Bereits seit 1. Dezember 2014, also einen Monat früher als 
gesetzlich vorgeschrieben, bekomme ich 8,50 Euro, ohne 
Überstundenzuschläge oder Leistungsprämien. Die gibt es 
zusätzlich und sie werden nicht mit dem Mindestlohn ver-
rechnet. Bei einem Grundgehalt von jetzt monatlich 1.475 
Euro brutto und einer 40-Stunden-Woche habe ich dadurch 
netto im Monat etwa 60 bis 70 Euro mehr, und das ist echt 
klasse. Sicherlich überlege ich mir nach wie vor ganz genau, 
wofür ich Geld ausgebe. Trotzdem bedeutet für mich der 
Mindestlohn, dass ich mich zum Beispiel beim Einkaufen im 
Wurstregal nicht immer nach ganz unten bücken muss. 

picture alliance/Keystone

Die Verkäuferin muss auf 500 Euro verzichten

Susanne Keller (Name geän-
dert), 42, Bäckereiverkäuferin 
in Mecklenburg-Vorpommern

Durch den Mindestlohn habe 
ich monatlich rund 500 Euro 
weniger auf dem Konto. Ich 

habe einen Teilzeitvertrag über 25 Stunden pro Woche. 
Tatsächlich arbeite ich aber oft 40 Stunden, weil wir nicht 
genug Mitarbeiter haben. Die Differenz wurde bisher als 
bezahlte Überstunden abgerechnet. Seit Januar fällt das 
weg, jetzt kriegen wir Überstunden in einem Zeitkonto 
gutgeschrieben. Das Problem dabei: Wir werden sie niemals 
abbummeln können, dafür arbeiten einfach nicht genug 
Kollegen mit. (…)

picture alliance/ZB

http://www.sueddeutsche.de/karriere/protokolle-so- 
wirkt-der-mindestlohn-in-der-praxis-sechs-menschen- 
erzaehlen-1.2451844, 26. April 2015 (Thomas Öchsner, 
Detlef Esslinger und Anne Kostrzewa)
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C 11 Internationaler Wettbewerb trifft auf Soziale Marktwirtschaft: TTIP pro und kontra

Was sagen die Befürworter?
Die Initiatoren und Befürworter sind davon überzeugt, dass 
die Abkommen der Europäischen Union wirtschaftlich nutzen 
werden. EU-Politiker hoffen auf bis zu 400.000 Arbeitsplätze 
und ein EU-weites Wirtschaftswachstum um 119 Milliarden 
Euro im Jahr. Zu diesen positiven Folgen des Abkommens 
gibt es allerdings unterschiedliche Schätzungen – einige 
Wirtschaftsinstitute kommen auch zu deutlich weniger op-
timistischen Ergebnissen. Als einer der Hauptvorteile gilt 
der Abbau von »nichttarifären Handelshemmnissen«. Ein 
Lieblingsbeispiel der Wirtschaft sind an dieser Stelle Auto-
blinker, die auf dem einen Kontinent orange und auf dem 
anderen rot leuchten. Dasselbe gilt für TÜV-Zertifikate, die 
gegenseitig anerkannt werden könnten, und andere Verein-
fachungen, die Geld sparen sollen. Es sollen gemeinsame 
Standards vereinbart werden, auch hier hofft die EU einige 
der eigenen Errungenschaften in Sachen Verbraucher- und 
Umweltschutz auf den weltweiten Markt exportieren zu 
können. Außerdem würden europäischen Unternehmen so 
die Zugänge zu Märkten in Kanada und den USA erleichtert. 
Die Abkommen seien der nächste logische Schritt einer 
immer engeren Partnerschaft mit vernetzten Märkten. (…) 
Die EU will den Moment nutzen, um sich gemeinsam mit 
dem Partner USA Wettbewerbsvorteile gegenüber den rasant 
expandierenden Wachstumsländern zu sichern und die neu 
entstehende Welthandelsordnung mit eigenen Standards 
und Werten zu prägen. Auch die strategische Partnerschaft 
mit den USA würde durch TTIP gestärkt.

Was sagen die Gegner?
Es gibt inzwischen eine gut organisierte öffentliche »Stopp-
TTIP«-Bewegung, zu der sich Organisationen wie »Mehr 
Demokratie« oder »Lobbycontrol« zusammengeschlossen 
haben. Sie sammelten in den vergangenen Monaten mehr 
als eine Million Unterschriften gegen das Handelsabkom-
men. Auch die deutschen Gewerkschaften gehören zu den 

Kritikern des Abkommens. Sie befürchten, dass Umwelt-,  
Arbeitnehmer-, Verbraucher- und Datenschutzstandards in 
den Verhandlungen mit den USA abgesenkt werden könnten. 
Am schärfsten kritisieren die TTIP-Gegner aber die geplanten 
Investitionsschutzklauseln. Hier geht es um sogenannte 
»Schiedsgerichte«. Wenn sich ein Investor im jeweilig an-
deren Land diskriminiert fühlt, kann er eine Klage bei diesen 
internationalen Ad-hoc-Gerichten einreichen. Kritiker beto-
nen, dass solche Klauseln ursprünglich eingeführt wurden, 
um Investoren in Ländern ohne funktionierendes Rechts- 
system zum Beispiel vor Enteignungen und ähnlichem Un-
recht zu schützen. Zwischen Europa und den USA seien sie 
aber unnötig und führten zu einer Art Schattengerichtsbar-
keit. Die Entscheidungen der Schiedsgerichte, bei denen es 
häufig um enorm hohe Summen geht, sind endgültig und 
nicht anfechtbar.

Wie positionieren sich die Parteien im Bundestag zu den 
Abkommen?
In der Großen Koalition ist die Rollenverteilung klar: Kanz-
lerin und CDU-Chefin Angela Merkel hat für ihr TTIP-Projekt 
die volle Unterstützung der Union. Dagegen muss Vizekanz-
ler und SPD-Chef Sigmar Gabriel bangen, ob die Genossen 
ihm bei dem Vorhaben folgen, das er für existenziell für die 
deutsche Wirtschaft hält. (…) Kurz vor dem Jahreswechsel 
machten die Wortführer der Parteilinken (…) deutlich, dass 
sie eine konstruktive Linie verfolgen (…). TTIP sei eine 
Chance, um eine sozialere Weltwirtschaftsordnung zu schaf-
fen. Linkspartei und Grüne teilen die Befürchtungen der 
Kritiker gegen die Abkommen. (…) 

Der Tagesspiegel vom 2. Januar 2015  
(Hans Monath und Elisa Simantke) 
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Demonstration in Stuttgart im April 
2015 gegen das geplante Freihandels-
abkommen TTIP zwischen der Euro-
päischen Union und den USA.
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C 12 Schlagzeilen zu TTIP

Die Welt wartet nicht auf Europa 
Bundeskanzlerin Angela Merkel hat davor gewarnt, 
dass Europa und Deutschland ohne ein schnelles trans-
atlantisches Freihandelsabkommen im internationalen 
Handel weit zurückfallen werden. 
Sueddeutsche.de vom 16.11.2014

Malen nach Zahlen 
Endlich gibt es neue Jobs! Die Wirtschaft wächst! Der 
Wohlstand auch! Das zumindest sagen Studien für ein 
Europa mit TTIP voraus.  
Sueddeutsche.de vom 13.08.2014

Folgen von TTIP für Entwicklungsländer: 
Verlieren werden die Ärmsten 
EU und USA versprechen sich viel vom Freihandels-
abkommen TTIP – auf Kosten des Rests der Welt. Die 
Ökonomin Clara Brandi erklärt, warum TTIP Entwick-
lungsländer unter Druck setzt und welche Auswir-
kungen das Abkommen auf Fischer in Mosambik hat. 
Sueddeutsche.de vom 15.08.2014

Freihandelsabkommen TTIP
Mehr Wachstum bedeutet nicht immer mehr Wohl-
stand. Die Wirtschaft muss dem Menschen dienen und 
nicht umgekehrt. 
Sueddeutsche.de vom 20.08.2014

Auf die Regeln kommt es an 
Die Debatte um das TTIP-Abkommen zwischen der 
EU und USA wird oft demagogisch geführt. Wenn die 
Regeln vernünftig ausgehandelt werden, sind selbst die 
umstrittenen Schiedsgerichte nicht so schlimm, wie 
Kritiker immer tun.
Sueddeutsche.de vom 30.09.2014

Bavarian TTIP-Fans 
Wie bewerten bayerische Unternehmen das geplante 
Freihandelsabkommen mit den USA? Überwiegend 
positiv. Zu diesem Ergebnis kommt nun eine Studie.  
Allerdings wurden nur Großunternehmen befragt.
Sueddeutsche.de vom 16.10.2014

Völkerrechtler gegen TTIP 
Die Freihandelsabkommen der EU verstoßen gegen das 
Grundgesetz. Zu diesem Ergebnis kommt ein von Attac 
in Auftrag gegebenes Gutachten. (…) Etwa bei den in-
ternationalen Schiedsgerichten: Vor ihnen können dem 
Vertrag zufolge ausländische Konzerne klagen, wenn 
sie ihre Investitionen gefährdet sehen, zum Beispiel 
durch Umweltauflagen. Dabei würden die privaten 
Schiedsgerichte auch über EU-Recht entscheiden. Dies 
stünde aber ausschließlich dem Europäischen Gerichts-
hof (EuGH) zu. 
taz.de vom 31.10.2014

TTIP-Dokumente sollen öffentlich werden 
Die EU-Kommission kommt Kritikern entgegen: Künf-
tig will sie mehr Einblick in die Verhandlungen über 
das Freihandelsabkommen TTIP geben. 
Sueddeutsche.de vom  25.11.2014

Unveröffentlichtes Gutachten 
TTIP ebnet den Weg für Gentechnik im Essen. 
Sueddeutsche.de vom 15.11.2014

»German Angst« verblüfft Amerikaner 
Was ist so schlimm an Chlorhühnchen und Schieds-
gerichten? Bei den TTIP-Verhandlungen in den USA 
wundern sich Lobbyisten über die Ängste der Deut-
schen. 
Sueddeutsche.de vom 05.10.2014

	Beurteile das TTIP-Abkommen daraufhin, ob es eher 
eine Chance oder eine Gefahr für die Soziale Marktwirt-
schaft in Deutschland darstellt. 
	Soll TTIP verhindert werden? Teilt euch in zwei Gruppen 
ein und führt zu dieser Fragestellung eine Debatte.

	 Finde konkrete Beispiele für die befürchtete Absenkung 
der Umwelt-, Arbeitnehmer-, Verbraucher- und Daten-
schutzstandards im Zuge des TTIP-Abkommens. 
	Erstelle eine Pro-Kontra-Liste zu den in der Öffentlich-
keit debattierten Vor- und Nachteilen des Freihandels-
abkommens TTIP zwischen der EU und den USA.

 Arbeitsanregungen zu C 11 und C 12
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D • Wie teuer ist Billigkleidung?
Materialien D 1 – D 9

D 1 Das Welthemd
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D 2 Todschick

Am schlimmsten sind die Hosen, oben am Bund, dort, wo 
der Stoff sechsfach übereinanderliegt. Wer am Hosenbund 
überschüssigen Stoff abschneiden muss, 50, 100, 150 Mal 
in der Stunde, 14 Stunden am Tag, der spürt seine Finger in 
der Nacht nicht mehr. Die Blasen auch nicht. Wenn er Glück 
hat, spürt er nicht mal mehr den Hunger. »Doch, der Hunger 
bleibt«, sagt Kalpona Akter. Sie spricht ein Amerikanisch, 
als käme sie gerade vom Rodeo um die Ecke. (…) Den Slang 
hat Kalpona Akter aus den USA mitgebracht, wo sie in den 
vergangenen Jahren so oft war, dass sie gar nicht mehr sagen 
kann, wie oft. Sie hat sich hochgearbeitet, vom Mädchen mit 
der Schere zur Direktorin des Bangladesh Center for Worker 
Solidarity (BCWS). Es geht ja längst nicht mehr nur um die, 
die die Hosen nähen, sondern immer mehr auch um die, die 
sie anziehen. Es geht um die Macht der Käufer und was sie 
tun können, damit keine Menschen mehr verbrennen, wäh-
rend sie Hosen und Jacken nähen für Europa.

Damit das gleich klar ist: »Ihr müsst weiter ›made in 
Bangladesh‹ kaufen. Wenn ihr nichts mehr kauft, ist das 
keine Lösung unserer Probleme. Wenn ihr nichts kauft, 
dann werden hier vier Millionen Menschen arbeitslos, meist 
Frauen. Also kauft, aber kauft mit Gewissen, stellt Fragen.« 
Sie saß damals immer in der Mittagspause auf dem Dach der 
Fabrik und sah ihre Freunde in der Schule spielen. »Das war 
das Schlimmste, dass ich sie sehen konnte«, sagt Kalpona 
Akter. Der Absturz der Familie kam aus dem Nichts, der 
Betrug, der Schlaganfall des Vaters, die Lähmung, erst war 
das Geld weg, dann das Haus, dann mussten die Kinder ran. 
»Also, ich erinnere mich an keine glückliche Zeit in meiner 
Kindheit«, sagt sie (…). Sie ist jetzt keine Arbeiterin mehr, 
sondern eine Arbeiterführerin. Das ist weniger frustrierend, 
aber weniger gefährlich ganz sicher nicht.

Stimmt es, dass das Telefon abgehört wird? »Na ja, ich skype 
viel.« Wie war es im Gefängnis? »Das war 2010, als Tausende 
für einen Mindestlohn demonstrierten. Ich wurde 18 Stunden 

am Stück verhört, mein Kollege brutal geschlagen, er hatte 
den Mitgefangenen schon die Telefonnummer seiner Eltern 
gegeben, falls er stirbt. Er hat jetzt noch Probleme.« Was ist 
mit ihrem Kollegen Aminul Islam passiert? »Aminul ist am  
4. April verschwunden. Ein paar Tage später wurde seine 
Leiche gefunden. Jemand hat ihn getötet und 100 Kilometer 
weiter nördlich am Straßenrand weggeworfen. Seine Knö-
chel und seine Zehen waren zertrümmert.« Haben Sie Angst? 
»Wir haben alle Angst. Aber wir haben keine Wahl.«

»Stell dir vor, bis heute wurde keiner verhaftet für den Mord 
an Aminul. Und der Besitzer der Tazreen-Fabrik, der 112-
fache Mörder, läuft auch noch frei herum.« Aber wenn sie 
mit ihrer Mutter am Telefon über die Kartoffeln zum Abend-
essen spricht, hört jemand mit. Weil sie für einen höheren 
Mindestlohn kämpft? Weil sie den Näherinnen sagt, dass 
sie Mitglied in einer Gewerkschaft sein dürfen? »Ja, genau, 
deswegen. Wir haben 300 Parlamentarier, von ihnen besit-
zen um die 30 direkt Fabriken, und noch viel mehr indirekt, 
über ihre Söhne oder Verwandte. Die Politiker in diesem 
Land waren noch nie interessiert daran, die Situation der 
Arbeiter zu verbessern.« (…) Es gab schon damals Gesetze, 
dass man für Überstunden doppelt so viel bezahlen muss 
wie für die normale Arbeitszeit. Aber das wusste keiner. »Bis 
1994 hatte ich keine Ahnung, dass es Gesetze gibt, dass ich 
nicht geschlagen werden darf, dass ich Anspruch auf den 
Lohn habe, dass ich protestieren kann, dass ich Mitglied in 
einer Gewerkschaft sein darf. Ich wusste nicht mal, dass es 
Gewerkschaften gibt. Ich würde sagen, den anderen ging 
es genauso. Niemand wusste, dass wir Rechte haben.« (…)

Klar, es gibt immer noch sehr viel Schlechtes in der Tex-
tilbranche, die Bezahlung, das ist das Schlimmste, die ist 
immer noch ein Witz. Seit den großen Demonstrationen 
2010 haben sie einen Mindestlohn von 3.000 Taka im Monat 
(35 Euro) gefordert. Selbst das würde heute keinem mehr 
reichen, um zu überleben. Aber Kinderarbeit gibt es viel sel-

Nach dem Brand in einer Textilfabrik 
in Bangladesch im November 2012, bei 
dem mehr als hundert Menschen ums 
Leben kamen, fordern Arbeiterinnen 
Entschädigungen und Unterstützung 
durch die Regierung.
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tener. In der Fabrik, in der Kalpona Akter damals arbeitete, 
waren bestimmt 40 Prozent der Arbeiter Kinder wie sie. Der 
Jüngste war sieben, den hat sie morgens immer in eine Kiste 
gesteckt, damit er ein bisschen weiterschlafen konnte. Er 
war so müde, so klein.

Einen Siebenjährigen findet man heute selbst in den win-
zigen Einmannfabriken in Dhakas Altstadt nur noch manch-
mal. In Unternehmen, die für internationale Firmen produ-
zieren – undenkbar. Einen Lohnausfall über Monate hinweg, 
selten. Es gibt jetzt einen Festivalbonus, und manch eine 
Fabrik gibt einen oder zwei Tage im Monat frei. Es gibt mitt-
lerweile sogar Fabriken, die das Wort Mutterschaftsurlaub 
kennen. Alles früher undenkbar. Andererseits: Wer offen 
einer Gewerkschaft angehört, wird immer noch geschlagen, 
ins Gefängnis geworfen, verliert seinen Job. Viele müssen 
untertauchen, es ist lebensgefährlich. Und das Feuer drau-
ßen in Ashulia, in dem vor drei Monaten 112 Menschen in 
einer Textilfabrik starben, daran kann man auch sehen, wie 
hier mit den Leuten umgegangen wird. (…) Was wurde ihnen 
nicht alles versprochen gleich nach dem Feuer, als Journa-
listen aus der ganzen Welt ihre Hütten filmten und von Ver-
antwortung sprachen und »sauberen« Kleidern: Ihr bekommt 
den Lohn für die letzten zwei Monate nachträglich, ihr 
bekommt neue Jobs, euch werden die medizinischen Kosten 
erstattet, für die Toten werdet ihr entschädigt. Und?

Nilufar Begum sitzt in ihrem Haus, direkt vor der Terrasse 
ragt die verkokelte Fabrik in den Himmel. Sie hat das Foto 
ihrer Eltern in der Hand und das von ihrem Bruder und seiner 

Frau. Alle vier sind tot. Die Mutter war so stolz auf die Arbeit. 
Einmal hat sie im Fernsehen jemanden gesehen, der ihre 
Hosen trug, »made in Bangladesh«, ein Ausländer, Mamas 
Hosen. Die Familie hat Geld bekommen, das schon, aber nur 
einen Teil dessen, was ihr zusteht. Wo der Rest ist, weiß 
keiner. (…) Das Geld, das die Söhne als Entschädigung für 
den Tod der Eltern bekommen haben, wurde auf ein Konto im 
Heimatdorf der Eltern gelegt, gesperrt für sechs Jahre. (…) 
Aber das Dorf und das Konto sind acht Stunden entfernt, die 
Fahrt kostet 2.000 Taka. Warum hat sie kein Konto hier? Weil 
es ein hoher Beamter so beschlossen hat. Wer hat gesagt, 
dass sie nicht an das Geld darf? Der hohe Beamte. Warum 
beschwert sie sich nicht? Weil sie Angst hat, dass er ihnen 
dann alles nimmt. Auch das Konto. (…)

Seit 2005 sind mehr als 600 Beschäftigte in Textilfabriken 
in Bangladesch umgekommen. Am 28. Januar 2013 brannte 
es wieder, sieben Arbeiterinnen starben. Akter findet, es 
reicht. Sie, die mit zwölf Jahren anfing, Kleider für die Welt 
zu nähen, lächelt. Arbeiter müssen Druck von unten machen 
und Käufer von oben: »Wir müssen zusammenarbeiten, dann 
schaffen wir das.«

Süddeutsche Zeitung vom 2. März 2013 (Karin Steinberger)

http://LearningApps.org/ 
display?v=pzagwj7ta01

T-Shirt-Produktion in Dhaka,  
Bangladesch: Bevor die Textilien  
verpackt und versendet werden,  
werden sie noch gebügelt.
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	Nennt die sozialen und ökologischen Probleme, die es bei 
der Billigkleiderproduktion in Asien gibt (Arbeitsblatt dazu 
unter www.politikundunterricht.de/3_15/wirtschaft.htm).

	Beschreibt den Weg, den ein T-Shirt von der Rohstoff-
gewinnung bis hin zum Verkauf in einer deutschen Filiale 
zurücklegt.

 Arbeitsanregungen zu D 1 und D 2 (Arbeitsgruppe 1)
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D • Wie teuer ist Billigkleidung?

D 3 Billigproduktion im Ausland: Staat fördert deutsche Firmen

Wenn Unternehmen in der Welt Gutes tun, etwa ihre Arbeiter 
in fernen Ländern ordentlich ausbilden und bezahlen, oder 
dafür sorgen, dass wenigstens die internationalen Mindest-
standards des Arbeitsschutzes eingehalten werden, dann 
beeindruckt einen das ja als Käufer. Man denkt, Mensch, 
gutes Unternehmen, die engagieren sich, da kaufe ich deren 
Produkte doch viel lieber. Aber dieses Engagement zahlen oft 
gar nicht die Unternehmen allein, sondern auch wir – mit 
Steuergeld. (...)

PICARD-Lederwaren: (...) »Hinter jeder Handtasche steckt 
ein Mensch, für den PICARD soziale und finanzielle Verant-
wortung übernimmt. In Form von Weiterbildung, Ausbil-
dungsplätzen ...« Tue Gutes und rede drüber. Was PICARD 
nicht erwähnt: Die vermeintlich so guten Taten für die 
Mitarbeiter in Bangladesch zahlt das Unternehmen gar 
nicht allein, sondern es lässt sich vom Staat bezuschussen: 
191.000 Euro bekommt PICARD vom deutschen Entwick-
lungshilfeministerium, um Lederhandwerker auszubilden 
und soziale Mindeststandards einzuführen. Bei einer Veran-
staltung des Entwicklungshilfeministeriums treffen wir den 
Chef des Lederhandels. Es könne ja nichts Falsches daran 
sein, Gutes zu tun, meint er. Obwohl das vermeintlich Gute 
doch bloß eine Selbstverständlichkeit ist, nämlich die inter-
national vorgeschriebenen Standards einzuführen.

Panorama: »Warum müssen Steuergelder da reingehen, 
wenn Sie in Bangladesch produzieren lassen?«  
Thomas Picard, Geschäftsführer PICARD-Lederhandel: »Es 
ist so, das ist natürlich auch eine Motivation, die durch den 
deutschen Staat an die Unternehmer herangetragen wird. 
Die Motivation eben, ein Unternehmen und die Menschen 
weiterzuentwickeln, um eben die Sache voranzubringen.« 

»Wobei, letztendlich ist das Projekt ja nur, dass Sie 
internationale Standards dort einführen und durchset-
zen.«
»Was heißt hier ›nur‹? Was meinen Sie mit ›nur‹?«

Geld vom Staat, um die international vorgeschriebenen 
Standards zu erreichen – offenbar selbstverständlich für 
den Unternehmer.

Der Lederhändler ist nicht das einzige Unternehmen, das eine 
zweifelhafte Förderung für seine Aktivitäten in Bangladesch 
kassiert. Auch der Textildiscounter NKD bekommt Entwick-
lungshilfe aus dem Ministerium. (...) Die Werbebotschaft 
von NKD: Wir machen glücklich, weil wir so günstig sind. 
(...) Günstig ist NKD auch deshalb, weil es in Bangladesch 
produzieren lässt. Bis vor kurzem sogar in dieser Fabrik, 
bei deren Einsturz mehr als 1.100 Menschen ums Leben 
gekommen sind. NKD arbeitet mit den gleichen Zulieferern 
zusammen wie KiK, C&A und die anderen. 

NKD ist hier sicher kein Vorzeigeunternehmen, sondern ein 
klassischer Billigproduzent. Trotzdem hat das Unternehmen 
Entwicklungshilfe bekommen: 175.000 Euro für die Qualifi-
zierung von Zulieferern. Ein Interview will NKD dazu nicht 
geben. Schriftlich verweisen sie darauf, dass das Projekt 
wie vereinbart umgesetzt wurde. Das Geld kommt aus einem 
Programm des Entwicklungshilfeministeriums, mit dem 
viele Firmen gefördert werden, die vermeintlich Gutes tun.  
Nach einer Liste des Ministeriums bekommt Audi rund 
950.000 Euro für »die Ausbildung von Kfz-Mechatronikern 
in China«, BASF rund 1,3 Millionen Euro für die »Vitamin-An-
reicherung von Grundnahrungsmitteln«, TUI 420.000 Euro 
für »nachhaltige Hotels und Urlaubsziele in Ägypten«. (...)

ARD und NDR: Panorama vom 30. Mai 2013 (www.ardmedia-
thek.de/tv/Panorama/Billigproduktion-im-Ausland-Staat-
f%C3%B6rde/Das-Erste/Video?documentId=14979284&bcas
tId=310918)

http://LearningApps.org/ 
display?v=pzagwj7ta01

oniert. Bezieht dabei auch D1 ein (Arbeitsblatt dazu unter 
www.politikundunterricht.de/3_15/wirtschaft.htm).

	Beschreibt, welche politischen, gesellschaftlichen und 
wirtschaftlichen Aspekte dafür verantwortlich sind, dass 
die Billigproduktion von Textilien in Asien so »gut« funkti-

 Arbeitsanregungen zu D 3 (Arbeitsgruppe 2)
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D • Wie teuer ist Billigkleidung?

D 4 An der Kasse ist Bangladesch weit weg

pi
ct

ur
e 

al
lia

nc
e/

dp
a

Einstürzende Textilfabriken in Bangladesch, Kinderarbeit 
auf Baumwollplantagen – menschliche Dramen erschüttern 
Kunden von Ketten wie H&M, Zara und Primark. Laut einer 
Studie des Instituts You-Gov sind mehr als 80 Prozent der 
Deutschen faire Produktionsbedingungen in der Textilbran-
che inzwischen sehr oder eher wichtig. Genauso viele Men-
schen achten nach eigenen Aussagen beim Kleiderkauf aber 
auch auf den Preis – eine Haltung, die Konsumpsychologen 
durchaus einleuchtet.

»Wir sind alle schizophren«, sagt zum Beispiel Ines Imdahl, 
Expertin für tiefenpsychologische Markt- und Medienfor-
schung in Köln. Menschen wollten häufig zwei Dinge gleich-
zeitig, die sich komplett widersprechen. Wir wollen essen 
und abnehmen, rauchen und damit aufhören, großzügig 
sein und gleichzeitig sparen. Laut Fairtrade Deutschland 
wurden 2013 hierzulande knapp vier Millionen Textilien 
mit Fairtrade-Siegel verkauft – ein verschwindend geringer 
Marktanteil. Das Zertifikat erhalten Händler, die Kleinbauern 
und Arbeiter auf Baumwollplantagen gerecht entlohnen. 
Tatsächlich hat also nur ein Bruchteil der deutschen Ver-
braucher auf faire Bedingungen geachtet. Freilich gibt es 
weitere Siegel, die soziale Standards garantieren, und jähr-
lich steigt der Umsatz mit fairen Produkten. Trotzdem wird 
deutlich: Anspruch und Wirklichkeit klaffen beim Einkaufen 
weit auseinander.

Dass sich das Preisargument beim Einkaufsbummel letztlich 
durchsetze, sei nicht selbstverständlich, sagt Imdahl: »Wenn 
wir unmittelbar etwas davon haben, achten wir gar nicht 
so sehr auf den Preis.« An der Kasse aber ist Bangladesch 
ziemlich weit weg. Stattdessen zählt das Einkaufserlebnis. 
Für den Preis eines fair produzierten T-Shirts kann man bei 
Primark ein Outfit für das Büro, eines für zuhause und eines 
für den Kinobesuch kaufen.

Das ist verführerisch, vor allem, wenn das Geld knapp ist. 
»Die meisten Menschen wollen vor allem schick, modisch 
und heutzutage auch ein bisschen standardisiert aussehen«, 
sagt Imdahl. Ein Bedürfnis, das von fairen Anbietern bis jetzt 
nicht ausreichend befriedigt werde. »Ich will mich in einem 
Kaufhaus komplett einkleiden und nicht ewig suchen«, sagt 
die Psychologin, die sich selbst für eher mode- als preisbe-
wusst hält und sich nach eigenen Angaben auch nach fair 
gehandelter Kleidung umsieht. Doch mit diesen Ansprüchen 
habe sie es selbst in Großstädten schwer. Fair Shoppen 
mache vielerorts einfach keinen Spaß.

Auch Georg Felser, der an der Hochschule Harz zur Markt- und 
Konsumpsychologie forscht, sieht das mangelnde Angebot 
als Problem. Die meisten Menschen fühlten sich besser, wenn 
sie sich selbst für großzügig hielten, und wären dafür bereit, 
mehr zu zahlen. »Für das reine Gewissen reicht jedoch die 
gute Absicht«, sagt Felser. Der Kunde, der ein rotes T-Shirt 
sucht, aber nur blaue Shirts mit Fairtrade-Siegel findet, ist 
auch zufrieden, wenn er das rote kauft. Das gibt ihm das 
Gefühl, er habe sich ausreichend engagiert. Ähnlich kann 
es gehen, wenn sich der Verbraucher im Siegelwald nicht 
zurechtfindet.

Dass Konsumenten mehr zahlen, wenn die Produkte attraktiv 
sind, verdeutlicht Ines Imdahl mit einem Blick in die Lebens-
mittelbranche. »Wenn die faire Banane neben der unfairen 
liegt und auch noch leckerer aussieht, habe auch ich einen 
unmittelbaren Vorteil.« Außerdem gebe es immer mehr Bio-
märkte, in denen das Einkaufen Freude mache, sagt sie. Und 
noch etwas komme dem Kunden im Supermarkt entgegen: 
Er kann mit einzelnen Produkten sein Gewissen befriedigen. 
Dann funktioniere die Psyche wie beim Spenden, sagt Felser: 
»Ich habe gerade etwas Gutes getan, da muss ich das an 
anderer Stelle nicht gleich wieder tun.« So kauft jeder ein 
bisschen etwas Faires und schafft sich eine Menge Sorgen 
aus dem Kopf. Das gibt das Kleidungsangebot noch nicht her. 
»Da müssen sich die Anbieter auch mal an die eigene Nase 
fassen«, sagt Imdahl.

Stuttgarter Zeitung vom 18. August 2014 (Larissa Holzki)

http://LearningApps.org/ 
display?v=pzagwj7ta01

	Beschreibt die Interessen der Akteure (Arbeitsblatt dazu 
unter www.politikundunterricht.de/3_15/wirtschaft.htm).

	Nennt die Akteure, die es bei der Billigkleiderproduktion 
gibt. Bezieht dabei auch D 1 ein.

 Arbeitsanregungen zu D 4 (Arbeitsgruppe 3)
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D • Wie teuer ist Billigkleidung?

D 5 Das schlechte Gewissen ist immer dabei

Man muss nicht lange in den Einkaufsstraßen suchen oder 
im Internet surfen, um sie zu finden: T-Shirts für drei, vier 
oder fünf Euro. Doch viele Verbraucher greifen heute längst 
nicht mehr so unbeschwert zu den Schnäppchen wie früher. 
Berichte über teilweise unmenschliche Arbeitsbedingungen 
in den Kleiderfabriken Asiens haben einige Konsumenten 
aufgerüttelt. Bei einer repräsentativen Umfrage des Markt-
forschers YouGov sagten fast neun von zehn befragten Ver-
brauchern, für sie seien faire Produktionsbedingungen in 
der Textilbranche »sehr wichtig« oder »eher wichtig«. Fast 
jeder dritte Befragte sagte, er würde auf keinen Fall ein  
T-Shirt, eine Jacke oder ein Kleid kaufen, von dem bekannt 
sei, dass es unter unmenschlichen Produktionsbedingungen 
hergestellt worden sei. Weitere 49 Prozent gaben an, ein 
solches Produkt »eher nicht« kaufen zu wollen.

Doch wie soll der Verbraucher erkennen, ob die schicke Jeans 
oder das coole Sweatshirt unter unmenschlichen Bedin-
gungen produziert wurde? Eine Antwort wäre, den Händler 
nach den Herstellungsbedingungen zu fragen. Doch das tun 
offenbar nur wenige. Bei einer vor einigen Monaten ver-
öffentlichen Umfrage des Bundesverbands des Deutschen 
Textileinzelhandels gaben jedenfalls nur sieben Prozent der 
Händler an, dass sich die Kundenanfragen nach den Produk-
tionsbedingungen deutlich verstärkt hätten.

Viele Konsumenten halten offenbar den Preis des Produkts 
noch für das zuverlässigste Signal in Sachen Herstellungs-
bedingungen. (…) Holger Brackemann, der Bereichsleiter 
für Untersuchungen bei der Stiftung Warentest, dämpft al-
lerdings überzogene Hoffnungen: »Vom Preis kann man nicht 
unmittelbar auf die Arbeitsbedingungen bei der Herstellung 
schließen«, meint er. Denn bei Modeartikeln machten die 
Herstellungskosten oft nur einen kleinen Teil des Endpreises 
aus. (…)

Bleiben als Ausweg die Gütesiegel. Doch auch die helfen 
nur begrenzt. Kirsten Clodius von der Christlichen Initia-
tive Romero, die sich intensiv mit den Arbeitsbedingungen 
von Textilarbeitern beschäftigt, sagt: »Derzeit gibt es kein 
Siegel, das umfassend Auskunft gibt, wie die Arbeitsbedin-
gungen bei der Herstellung waren.« Am ehesten gebe noch 
das GOTS-Siegel für eine ökologische und sozial verant-
wortliche Textilproduktion zuverlässige Auskunft über ange-
messene Produktionsbedingungen, sagt Johann Rösch, der 
langjährige Textilexperte der Gewerkschaft Verdi. Doch sind 
die Chancen gering, darauf im »normalen« Textilhandel zu 
stoßen. Es sei »wenig verbreitet«, sagt Rösch selbst.

Der Branchenkenner hält die Einflussmöglichkeiten der Ver-
braucher für begrenzt. Zu undurchsichtig und zu ruinösen 
Bedingungen erfolge der Wettbewerb in der Branche. Doch 
er gibt zu bedenken: »Bei einem sehr niedrigen Preis spricht 
vieles dafür, dass das auch auf Kosten der Beschäftigten 
geht.«

dpa vom 12. August 2014 (Erich Reimann)

Arbeiterinnen in einer Textilfabrik bei 
Dhaka in Bangladesch.
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D • Wie teuer ist Billigkleidung?

D 6 Verbraucher sollten ihre Macht nicht unterschätzen

Die Bundesregierung hat dazu aufgerufen, Produkte zu 
meiden, die in Entwicklungsländern unter fragwürdigen Ar-
beitsbedingungen hergestellt werden. Gerade beim Kauf von 
Weihnachtsgeschenken sollten die Verbraucher auf Zertifi-
zierungen achten, die Arbeits-, Sozial- und Umweltstandards 
ausweisen. (...) »Wer ein T-Shirt für 99 Cent kauft, der weiß, 
dass bei den Zulieferern in Bangladesch, Pakistan und an-
derswo auf der Welt kein großer Anteil ankommen kann«, so 
der Entwicklungshilfeminister. Der Minister betonte zudem 
die Verantwortung der Konsumenten. »Verbraucher sollten 
ihre Marktmacht nicht unterschätzen. Mit bewusstem Kauf-
verhalten können sie die Welt tatsächlich ein Stück weit 
verändern.«

Der Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung stimm-
te ihm zu: »Schenken Sie – aber bitte schenken Sie sauber.« 
Der Politiker riet den Verbrauchern, nach Produktionsbe-
dingungen zu fragen. Der Entwicklungsminister forderte 
zugleich die deutsche Textilwirtschaft dazu auf, Standards 
in ihren Zulieferketten zu beachten – »aus ethischen Grün-
den, aber auch schon aus purem Eigeninteresse, weil sie 
die Verantwortung für einen großen Vertrauensverlust ihrer 

Käufer tragen, der existenziell sein kann«. Experten erklären 
jedoch, dass ein Boykott der Produkte den Menschen in den 
Herstellerländern nicht hilft.

In aller Regel betreiben die europäischen oder amerika-
nischen Handelsketten in Asien keine eigenen Fabriken, son-
dern beauftragen lokale Hersteller. Meistens müssen sich die 
Fabrikanten gegenüber den Handelsketten wie C&A, KiK oder 
H&M verpflichten, soziale und ökologische Mindeststandards 
einzuhalten, die auch kontrolliert werden. Dennoch kommt es 
zu Verstößen. Der Textil-Discounter KiK hat die Arbeitsbedin-
gungen bei seinen Herstellern gegenüber der »Welt am Sonn-
tag« verteidigt. Bevor man einen Auftrag in Bangladesch ver-
gebe, führe das Unternehmen selbst einen »grundsätzlichen 
Check« vor Ort durch, was die Erfüllung von Mindeststandards 
angeht. Spätere Prüfungen erfolgten dann durch Dienstleister, 
so der KiK-Geschäftsführer für Nachhaltigkeitsmanagement, 
Michael Arretz. Die Einhaltung der Sicherheitsbestimmungen 
in den Fabriken scheitere nicht daran, dass KiK nicht mehr 
für die Produktion seiner Waren bezahle. »Der Brandschutz ist 
keine Frage des Geldes. Feuerlöscher und Löschschläuche sind 
in diesen Ländern keine großen Investitionen«, sagte Arretz 
dieser Zeitung. Problematisch sei eher die mangelnde Koope-
rationsbereitschaft der Fabrikbesitzer. »Unsere Forderungen 
werden von ihm häufig nur als Mahnung verstanden, die aber 
nicht sofort umgesetzt wird«, so Arretz. Auch höherpreisige 
Marken ließen in denselben Fabriken nähen.

Die Welt vom 9. Dezember 2012 (Silke Mülherr)

»Sale« ist inzwischen fast das ganze Jahr, aber meist 
werden dabei mehr Beteiligte billig abgespeist als nur 
der deutsche Verbraucher. Aber wie soll der bewusste 
Käufer handeln?
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http://LearningApps.org/ 
display?v=pzagwj7ta01

(Arbeitsblatt dazu unter www.politikundunterricht.de/ 
3_15/wirtschaft.htm)
	Beschreibt weitere Möglichkeiten, wie ihr euch ver-
halten könnt, wenn ihr die Billigkleiderproduktion nicht 
unterstützen wollt.

	Nennt Pro- und Kontra-Argumente zu den folgenden 
Möglichkeiten, wie ihr nachhaltiger konsumieren könnt:
	Weniger, aber dafür qualitativ hochwertiger einkaufen.
	Alte Kleider weiterverschenken.
	Beim Einkaufen auf Bio- und Fair-Trade-Labels achten.

 Arbeitsanregungen zu D 5 und D 6 (Arbeitsgruppe 4)
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D • Wie teuer ist Billigkleidung?

D 7 Boykott von Billigkleidung ist der falsche Weg

Der NDR-Journalist Christoph Lütgert hat Textilfabriken 
in Entwicklungsländern besucht. Er warnt davor, jetzt 
keine dort produzierte Kleidung mehr zu kaufen – und 
sieht die Unternehmen in der Pflicht.

Welt am Sonntag: Wie geht es den Menschen in Karat-
schi, wie sieht das tägliche Leben einer ganz normalen 
Familie dort aus?
Christoph Lütgert: Wir waren dort nur fünf Tage unter-
wegs, deshalb fällt mir die Antwort auf diese Frage schwer. 
Aber die Leute, die in der Textilindustrie arbeiten, leben in 
richtigen Wohnungen mit Kühlschrank und Fernsehen. In 
Bangladesch sah das schon ganz anders aus. Die Leute dort 
haben in Slums gelebt.

Geht es eigentlich den Menschen, die in der Textilindus-
trie arbeiten, schlechter als den anderen?
In dem Viertel in Karatschi habe ich jedenfalls keinen ge-
sehen, der ein Auto oder ein Moped fährt. Und im Rest der 
Stadt sieht man viele Autos. Das lässt vermuten, dass sich 
die Leute am unteren Ende der sozialen Skala bewegen. 
Uns ging es in der ganzen Geschichte ja um die Opfer und 
Überlebenden der abgebrannten Fabrik.

Würde es den Leuten denn dort besser gehen, wenn wir 
die Produkte nicht mehr kaufen?
Nein, um Gottes willen, das wäre genau der falsche Weg! 
Wenn man sich ganz zurückziehen würde, hätten die Leute 
ja noch weniger. Ich erinnere mich daran, dass ich nach 
meinem ersten Film über die Textilindustrie zusammen mit 
einer Näherin aus Bangladesch bei Lanz in der Talkshow war. 
Und diese Näherin hat die Zuschauer regelrecht angefleht, 
jetzt nicht Textilprodukte aus ihrer Heimat zu boykottieren. 
Davon haben sie gar nichts. Die Alternative ist, dass wir ein-
fach mehr für diese Menschen aufwenden müssen. Und dann 
ist es immer noch verdammt billig, verglichen mit unserem 
Kosten- und Lohnniveau.

Kann man denn die gesamte Verantwortung bei Textil-
discountern wie KiK abladen? Was sagt eigentlich die 
Regierung in Pakistan dazu?
Natürlich liegt die Verantwortung auch ganz stark bei der 
Regierung in Pakistan und bei den Fabrikanten dort. Es gibt 

entsprechende Gesetze, aber die Regierung achtet ganz be-
wusst nicht auf deren Einhaltung. Der laxe Umgang mit den 
Bestimmungen bringt ja genau den Standortvorteil, dass 
man es so billig machen kann. Mindestlöhne werden unter-
laufen, damit man noch attraktiver ist für die westlichen 
Auftraggeber.

Und die deutschen Unternehmen sollen jetzt dafür sor-
gen, dass alles gut wird?
Sie drücken es ein bisschen polemisch aus, aber das ist 
in der Tat die Forderung. Im Augenblick platzieren Groß-
unternehmen wie KiK, C&A oder Walmart ihre Aufträge quasi 
anonym. Die sagen, wir brauchen so und so viel Jeans und 
geben das an einen Agenten. Und es ist ihnen dann völlig 
egal, wohin dieser Agent die Sachen verteilt. Interne Schrei-
ben von KiK belegen, dass sie teilweise gar nicht wussten, 
dass bestimmte Fabriken für sie gearbeitet haben. Das muss 
durchbrochen werden, indem man langfristige Verträge mit 
einzelnen Fabriken abschließt und auf bestimmte Standards 
besteht. Bei Verstößen müsste der Auftrag entsprechend 
entzogen werden. Durch die Brandkatastrophen hat KiK sich 
angreifbar gemacht, jetzt schaut man wenigstens hin.

Natürlich sehen sich Globalisierungsgegner durch Filme 
wie Ihre bestätigt. Aber könnte es nicht auch sein, dass 
für die Menschen in Bangladesch Globalisierung die ein-
zige Chance ist, die sie haben?
Natürlich ist Globalisierung die einzige Chance! Nur, es ist 
doch die Frage, wie lange wir die verrotteten Strukturen aus-
nutzen. Oder ob wir mitwirken wollen, dass die Strukturen 
sich etwas schneller verbessern.

Weshalb greifen Sie eigentlich nur KiK an? Es gibt 
schließlich auch andere Hersteller, die zu niedrigsten 
Preisen in Bangladesch produzieren lassen …
Da haben Sie völlig Recht. Wir haben uns auch mit C&A be-
schäftigt. Aber als wir anfingen, über die Sicherheit in den 
deutschen KiK-Filialen zu recherchieren, haben wir schnell 
gemerkt, in welches Wespennest wir da gestochen haben. 
KiK hatte ein zugesagtes Interview nur 17 Minuten vorher 
abgesagt – danach haben wir uns dann auf dieses Unterneh-
men konzentriert.

Manchmal könnte man fast den Eindruck gewinnen, die 
Leute hier schauen kritische Reportagen, damit sie am 
nächsten Tag mit einem guten Gewissen wieder günstige 
T-Shirts einkaufen gehen können ...
Den Vorwurf mit dem wohligen Gewissen, den gebe ich ganz-
jährig an die Unternehmen zurück. Wenn man auf deren Web-
sites geht, stellen die sich dar wie Wohltätigkeitsvereine mit 
einer kleinen angegliederten Kleiderkammer hinten dran.

Die Welt vom 9. Dezember 2012  
(Interview: Frank Schmiechen, Silke Mülherr)
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D • Wie teuer ist Billigkleidung?

D 8 Teure Quittung für billige Kleider

Ali Enterprises, Tazreen und Rana Plaza. Das sind drei Namen 
von Textilfabriken in Pakistan und Bangladesch, die kaum je 
einem Menschen in Westeuropa zu Ohren gekommen wären; 
selbst dann nicht, wenn er darin gefertigte Unterwäsche,  
T-Shirts oder Jeans am eigenen Leib getragen hat. Mittler-
weile kann man Kleidung von dort nicht mehr kaufen, weil 
es die Fabriken nicht mehr gibt. In den Führungsetagen ei-
niger großer Bekleidungsketten in Deutschland und Europa 
dürften dennoch jedes Mal die Alarmglocken läuten, wenn 
einer der drei Namen fällt.

In nüchternen Zahlen ausgedrückt liest sich die Bilanz, die 
den Zustand der globalen Textilindustrie beschreibt, wie 
folgt: Am 11. September 2012 verlieren 255 Menschen beim 
Brand von Ali Enterprises in der pakistanischen Hafenstadt 
Karachi ihr Leben, 55 weitere werden verletzt. Am 24. No-
vember 2012 fordert ein Feuer in der Tazreen-Kleiderfabrik in 
Bangladeschs Hauptstadt Dhaka mindestens 117 Menschen-
leben, es gibt mehr als 200 Verletzte. Etwas außerhalb von 
Dhaka stürzt am 24. April 2013 der Rana-Plaza-Fabrikkom-
plex ein und begräbt Tausende unter sich: 1.127 Menschen 
sterben, 2.438 werden verletzt oder verstümmelt.

Solche Nachrichten erzeugen öffentlichen Druck. Dieser ist 
es – und nicht der juristische Druck oder gar der eigene 
moralische Anspruch –, der die Firmen zunehmend daran 
erinnert, dass sie eine Verantwortung gegenüber denjenigen 
haben, die ihre Kleider nähen: überwiegend Frauen, die für 
einen Hungerlohn schuften, um die Familie durchzubringen. 
Die Verantwortung für diese fernen Mitarbeiter lässt sich 
nicht delegieren, egal wie viele Subunternehmer in der Lie-
ferkette zwischen Nähmaschine und Ladenregal stehen.

Das sehen auch immer mehr Verbraucher so und stimmen mit 
den Füßen ab. Diese Entwicklung verstärkt sich noch durch 
einige (noch zu wenige) positive Beispiele von Unterneh-
men, die zwar im Ausland fertigen, aber langfristige und 

enge Partnerschaften vor Ort eingehen, sich ihres Personals 
annehmen, es schulen und anständig behandeln. Westliche 
Maßstäbe anzuwenden heißt ja nicht zwingend, auf Profit 
zu verzichten. Ein schlechtes Image dagegen ist langfristig 
gesehen immer schlecht fürs Geschäft.

Der Textildiscounter KiK hat in jeder der drei Unglücks- 
fabriken fertigen lassen – bis diese entweder abgebrannt 
oder in sich zusammengestürzt sind. Nun steht KiK als 
Hauptauftraggeber von Ali Enterprises stellvertretend für 
eine ganze Branche am Pranger. Das ist vielleicht sogar zu 
viel der zweifelhaften Ehre. Immerhin hat KiK kleine Ent-
schädigungen gezahlt und hebt sich damit zumindest auf 
niedrigem Niveau von einem Teil der Branche ab, darunter 
bekannte Namen wie Adler und NKD oder auch die italie-
nische Benetton-Gruppe. Sie alle ducken sich in trügerischer 
Hoffnung darauf weg, dass sich der Sturm bald legt.

Stuttgarter Zeitung vom 19. Juli 2014 (Thomas Thieme)

Mai 2013: Nach dem Brand in einer 
Kleiderfabrik in Dhaka (Bangladesch) 
wird Ursachenforschung betrieben. 
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D 9 Textilproduktion in Bangladesch

Etwa seit Beginn des neuen Jahrtausends erlebt die bangla-
deschische Wirtschaft einen Boom in der Textilindustrie. 
Viele Unternehmen, die bislang in China produzierten, haben 
ihre Produktionsstätten nach Bangladesch verlegt. Mehr als 
3,5 Millionen Menschen arbeiten in den Textilfabriken, ein 
Großteil davon sind Frauen. 2012 setzte die Textilbranche 
etwa 20 Milliarden US-Dollar um und machte damit 80 Pro-
zent der gesamten Exporte des Landes aus. In Bangladesch 
gibt es damit nach China die zweitgrößte Textilindustrie 
der Welt. (…)

Schlagzeilen macht Bangladesch derzeit jedoch nicht wegen 
des wirtschaftlichen Aufstiegs, sondern vor allem wegen 
der teils menschenunwürdigen Arbeitsbedingungen in den 
Fabriken. Die Näherinnen sind häufig noch nicht volljährig 
und schuften sieben Tage die Woche bis zu zwölf Stunden 
täglich für einen Lohn, der kaum zum Überleben reicht, so 
die Vorwürfe. Der Monatslohn liegt bei durchschnittlich 30 
bis 35 Euro. Zudem mangele es am Arbeitsschutz, die Ge-
bäude seien nicht entsprechend gesichert und Brandschutz 
sei häufig ein Fremdwort für die Fabrikbetreiber.

Die schlechten Arbeitsbedingungen haben in vielen Fällen 
schon zum Tod von Arbeiterinnen geführt. Im November 
2012 starben mehr als 100 Näherinnen bei einem Fabrik-
brand in Dhaka. (...) Am 24. April stürzte eine zum Teil ille-
gal errichtete achtstöckige Textilfabrik in Savar ein. 3.000 
Menschen arbeiteten dort, mehr als 1.100 starben. Arbeiter 
berichteten, dass bereits am Vortag Risse in den Wänden 
entdeckt worden waren. Dennoch hätten die Manager die 
Angestellten einen Tag später gezwungen, wieder zur Arbeit 
zu gehen.

Der Einsturz des Fabrikgebäudes (...) bei Dhaka hat den 
Blick der Welt – zumindest kurzfristig – auf die miserablen 
Arbeitsbedingungen vor Ort gelenkt und für Entrüstung ge-
sorgt. Knapp 40 Handelskonzerne reagierten nun auf die 

Katastrophe: Sie unterzeichneten ein Abkommen für mehr 
Sicherheit in bangladeschischen Textilfabriken, das (...) in 
Kraft trat. »Ziel ist die Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
und des Lebens der am meisten ausgebeuteten Arbeitskräfte 
der Welt, die unter gefährlichen Verhältnissen 38 Dollar im 
Monat verdienen«, sagte Jyrki Raina vom Gewerkschafts-
dachverband IndustriALL. Mit dem Abkommen verpflichten 
sich die Unternehmen, den Brandschutz und die Gebäude-
sicherheit in den Fabriken zu erhöhen. Andere wichtige 
Faktoren wie Arbeitszeiten und Löhne regelt das Abkommen 
jedoch nicht. Insgesamt sind mehr als 1.000 Zulieferbetriebe 
und Zwischenhändler und damit ein großer Teil der mehr als 
3,5 Millionen Textilarbeiter in Bangladesch in das Abkom-
men eingebunden. Zu den Neu-Unterzeichnern gehören be-
kannte Marken wie H&M, C&A, Tchibo, Otto, Primark, Aldi, 
Zara und Benetton, die ihre Kleidung in Bangladesch nähen 
lassen. Das Abkommen war auf Drängen der Gewerkschaften 
zustande gekommen und gilt zunächst nur für Bangladesch. 
Die Gewerkschaften arbeiten aber daran, das Arbeitsschutz-
abkommen auch auf andere Länder auszuweiten.

Die Abkürzung CSR steht für »Corporate Social Responsi-
bility« und ist eine Übereinkunft von Unternehmen und 
Organisationen, freiwillig gesellschaftliche Verantwortung 
übernehmen zu wollen, die über gesetzliche Verpflichtungen 
hinausgeht. Laut Europäischer Union ist CSR ein System, 
welches »den Unternehmen als Grundlage dient, auf frei-
williger Basis soziale Belange und Umweltbelange in ihre 
Unternehmenstätigkeit und in die Wechselbeziehungen mit 
den Stakeholdern zu integrieren«. Die Grundideen und The-
menfelder der CSR wurden 2001 im »Grünbuch Europäische 
Rahmenbedingungen für die Soziale Verantwortung der Un-
ternehmen« festgeschrieben. 2011 legte die EU-Kommission 
eine überarbeitete CSR-Strategie vor und definierte CSR als 
»die Verantwortung von Unternehmen für ihre Auswirkungen 
auf die Gesellschaft«.

Fairtrade-Produkte gibt es inzwischen 
in Tausenden von Supermärkten und 
kleinen Läden in Deutschland, egal  
ob es sich um Kaffee, Tee, Schokolade,  
Bananen oder Textilien handelt.
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CSR beruht auf mehreren internationalen Instrumenten, die 
zwar teilweise unterschiedliche Schwerpunkte haben, aber 
gemeinsam einen Wertekanon für soziale Verantwortung 
bilden. Neben den OECD-Leitsätzen ist dies unter anderem 
der »Global Compact«, einer zwischen UNO und Unterneh-
men geschlossenen Allianz zur Übernahme sozialer Verant-
wortung. Der »Global Compact« verfolgt zehn Prinzipien, die 
einen guten Überblick über die Schwerpunkte freiwilliger 
Unternehmensverantwortung geben:
	Menschenrechte: Schutz der internationalen Menschen-

rechte im eigenen unternehmerischen Einflussbereich;
	Sicherstellung, dass sich das Unternehmen nicht an Men-

schenrechtsverletzungen beteiligt;
	Wahrung der Vereinigungsfreiheit und Anerkennung des 

Rechts zu Kollektivverhandlungen;
	Abschaffung jeder Art von Zwangsarbeit;
	wirksame Abschaffung der Kinderarbeit;
	Beseitigung der Diskriminierung bei Anstellung und Be-

schäftigung;
	 vorsorgender Ansatz im Umgang mit Umweltproblemen;
	 Förderung einer größeren Verantwortung gegenüber der 

Umwelt;
	Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher Techno-

logien;
	Eintreten gegen jegliche Form der Korruption, einschließ-

lich Erpressung und Bestechung.

Laut UNO orientieren sich zurzeit weltweit mehr als  
10.000 Unternehmen, Organisationen und andere Gruppen 
aus 130 Ländern an diesen Leitlinien. Als Nachweis ihres 
Engagements erstellen sie eine jährliche Fortschrittsmit-
teilung ihrer Aktivitäten. CSR und »Global Compact« sind 
jedoch nicht zu verwechseln mit Gesetzen. Es sind freiwillige 
Übereinkünfte – eine konkrete Überprüfung der Unterneh-
men findet nicht statt und es gibt auch keine Sanktions-
möglichkeiten.

Fairtrade bezeichnet den Handel von Gütern, die unter 
»fairen« sozialen, ökologischen und ökonomischen Bedin-
gungen hergestellt wurden. Fair hergestellte Waren werden 
für den Verbraucher mit dem weltweit einheitlichen Fair-
trade-Siegel gekennzeichnet. Es wird von verschiedenen 
nationalen Organisationen vergeben, die alle Mitglied im 
internationalen Dachverband FLO (Fairtrade Labelling Or-
ganizations International) sind. In Deutschland übernimmt 
diese Aufgabe beispielsweise der gemeinnützige Verein 
TransFair.

Die FLO hat eine Reihe von Kriterien festgelegt, die für die 
Vergabe des Fairtrade-Siegels erfüllt sein müssen: Das wohl 
wichtigste Kriterium ist, dass Fairtrade-zertifizierte Bauern-
kooperativen und Plantagen für ihre Waren ein stabiles 
Einkommen erhalten müssen. So soll sichergestellt werden, 
dass beispielsweise die Angestellten einer Kaffeeplantage 
einen gesicherten Mindestlohn und bezahlten Urlaub er-
halten. Weitere Fairtrade-Kriterien sind beispielsweise der 
direkte Handel mit den Produzenten ohne Zwischenhändler, 
Vorfinanzierung, langfristige Geschäftsverhältnisse und öko-
logische Standards.

Das Fairtrade-Siegel beinhaltet zudem eine Sozialprämie 
(»Fairtrade-Prämie«) für ökonomische und soziale Entwick-
lungsprojekte. »Die Prämie fließt direkt von jedem Einkauf 
auf ein separates Prämienkonto der jeweiligen Produzenten-
organisation oder der Plantage«, heißt es auf der Inter- 
netseite von Fairtrade. »Kleinbauern und Arbeiterinnen 
entscheiden selbständig und demokratisch darüber, welche 
Projekte sie mit der Prämie realisieren. Dies können zum 
Beispiel der Bau von Trinkwasserbrunnen und Schulen, Um-
stellung auf biologischen Anbau oder subventionierte Arzt-
besuche sein.« Anders als beim CSR wird die Einhaltung 
der Fairtrade-Kriterien überprüft. Zuständig dafür ist die 
internationale Zertifizierungsstelle FLO-CERT.

Laut TransFair sind aktuell bereits mehr als 1,2 Millionen 
Menschen in Lateinamerika, Afrika und Asien in das Fair-
trade-System eingebunden und profitieren vom fairen Handel 
und der Einhaltung sozialer Mindeststandards. In deutschen 
Supermarktregalen und Weltläden finden sich etwa 1.000 mit 
dem Fairtrade-Siegel zertifizierte Produkte – Obst, Kaffee, 
Tee, Kleidung und Blumen.

ARD, »Günther Jauch«, Hintergrund, 26. Mai 2013  
(http://daserste.ndr.de/guentherjauch/aktuelle_sendung/
wissenswertes293.html)

http://LearningApps.org/ 
display?v=pzagwj7ta01

	Beschreibt, welche Konsequenzen diese Vorschläge für 
die Akteure hätten.

	Nennt verschiedene Handlungsvorschläge, die von Po-
litik und Industrie umgesetzt werden können, um Miss-
stände in Billiglohnländern bei der Textilproduktion zu 
beheben (Arbeitsblatt dazu unter www.politikundunter-
richt.de/3_15/wirtschaft.htm). 

 Arbeitsanregungen zu D 7 – D 9 (Arbeitsgruppe 5)
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